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Die Lehrer der Volksſchule .

VI .

Die Lehrer der Vollesſchule .
1. Geſetz

vom 30. März 1926

über die Anderung des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 .

( ABl . Nr . 14)

A i

Die §8§ 44 bis 47 des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 erhalten

folgende neue Faſſung :

Die Regierung ging bei Aufſtellung des Geſetzentwurfs von der

Abſicht aus , die Grundlage für eine organiſche Weiterentwickelung der

Lehrerbildung zu ſchaffen . Der Grundgedanke des Entwurfs iſt — nach

den Ausführungen des Unterrichtsminiſters im Landtag — „Freiheit

der Entwicklung des status quo in weltanſchauungsmäßig ſtrittigen

Fragen . Dem Entwurf liegt die Abſicht zugrunde , den religiöſen und

ſozialen Frieden in unſerem Volke und den Zugang zum Lehrerberuf

aus allen , alſo auch aus den unteren Volksſchichten , zu erhalten . Einen

Weltanſchauungskampf zur Entfaltung zu bringen , will in dem Entwurf

nicht angeſtrebt werden . “
Von der Einführung des akademiſchen Studiums für die Lehrer

wurde ſchon in Rückſicht auf die ungünſtigen Erfahrungen , die damit in

Thüringen und Sachſen in bezug auf den Zugang zu dem Beruf ge⸗

macht wurden , Umgang genommen . Ein hierauf abzielender Antrag

wurde im Landtag mit großer Mehrheit 677 gegen 11 Stimmen ) abgelehnt .

Von allgemeiner Bedeutung und deshalb hier anzuführen iſt noch

die vom Landtag gleichzeitig mit der Annahme des Geſetzes in der vor⸗

liegenden Faſſung zu § 45 ( mit 52 gegen 10 Stimmen bei 6 Stimment⸗

haltungen ) angenommene Entſchließung :

Der Landtag stellt fest , daß aus der zu § 45 beéschlosse -

nen Fassung gegenüber dem von der Regierung vorgelegten

Gesetzentwurf besoldungsrechtliche Folgerungen nicht à2u

ziehen sind . “

Ausbildung der Volksſchullehrer . Prüfungen .

§ 44 .

( 1) Die Volksſchullehrerlinnen ) erhalten ihre Ausbildung in

einem Fweijährigen erziehungswiſſenſchaftlichen Lehrgang an

Lehrerbildungsanſtalten, in denen der Unterricht unentgeltlich er⸗

teilt wird . Inſoweit ein Bedürfnis hierfür vorhanden iſt , werden

für Unterkunft und Verpflegung der Studierenden Heime errichtet .

( 2) Am Schluſſe des zweijährigen Lehrgangs findet eine

Prüfung ſtatt , deren Beſtehen zur Verwendung im öffentlichen
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Schulgehilfe ( kin ) befähigt . Zu dieſer Prüfung
Bewerberl ( innen ) zuzulaſſen , die auf einem anderen
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einzelnen 8 Sache des UM. Der Begründung zum
Geſetzentwurf iſt der nebſt äuterungen als Anlage II hier abgedruckte
vorläufige Lehrplan beigegeben . Zur Unterrichtserteilung ſollen
Hochſchullehrer beigezogen werden .

Die Vorſchriften des Geſetzes gelten für die Ausbildung nicht nur
der männlichen , ſondern auch der weiblichen Lehrkräfte . Dabei ſoll
nach der Begründung zu dem Geſetzentwurf der zu wahrenden Eigen⸗
art der Mädchenbildung durch entſprechende Handhabung des Lehrplans ,
durch Führung beſonderer Mädchenklaſſen ( an jeder Anſtalt 3) und durch
Zuweiſung beſonders geeigneter Lehrkräfte , insbeſondere weiblicher ,
Rechnung getragen werden .

Der Landtag hat in ſeiner 32.
ſchließung angenommen :

„die Regierung zu ersuchen , die Frage der Errichtung
einer Lehrerinnenbildungsanstalt im Sinne des Entwurfes
eines Gésetzes über die Anderung des Schulgesetzes tun -
lichst bald prüfen zu wollen . “

Nach der Begründung zu dem Geſetzentwurf ſollen die dermaligen
Lehrerſeminare in Freiburg , Heidelberg und Karlsruhe als

Lehrerbildungsanſtalten eingerichtet werden und zwar die
beiden erſtgenannten mit konfeſſionellem ( Freiburg katholiſch ,
Heidelberg evangeliſch ) und Karlsruhe mit ſimultanem Charakter .
Mitbeſtimmend für die Wahl dieſer drei Orte war die für die Durchfüh⸗
rung des Lehrplans erforderliche Mitarbeit von Hochſchullehrern . Für
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die konfeſſionelle Gliederung aber war maßgebend , wie bei den Ver⸗

handlungen im Landtag von ſeiten des Unterrichtsminiſterium⸗ betont
wurde , die Anlehnung an die überkommenen Verhältniſſe , wonach die
Lehrerſeminare teils katholiſch , teils evangeliſch , teils ſimultan waren.
Der Landtag trat nach eingehenden Verhandlungen über dieſe Frage ,

unter Ablehnung der auf die Simultaniſierung ſämtlicher Lehrerbildungs⸗
anſtalten geſtellten Anträge dem von der Regierung vertr 1Stand⸗

punkt bei . Dabei ſoll
drücklich erklärt w ſeither beſtandene ÜUbung, wonach in Einz el⸗

fällen in die konfeſſionell e ngerichteten Seminare beim Vorliegen be⸗

ſonderer Verhältniſſe auch A gehör ligionsgemein⸗

ſchaft auf Antrag aufgenommen wurden , keine Anderung erfahren .

2. Der Ne Befähigung zur Unterrichtsertei

ſchulen muß , wie di h in der alten Faſſung des 8

war , du eine Prüfung erbracht werden . Über die

dieſer bgangsprüf 9
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dern die hierdurch zu
urch private Vor

ter nichtſtaatlicher Bildr ſtalten ,
Das Geſetz hat durch die Eröffnung dieſer Mög⸗
ufrecht erhalten , der in der bisherie

gebung ſtets feſtgehalten wurde . Vergl . Seite 88 Ziff . 4. Na

gebnis der Verhandlungen des Landtags zu dieſem Punkt , wobei die

igung oder wenigſtens auf eine Einſchränkung der V
2 Satz 2 abzielenden Anträge ſämtl mit li

27
Stimmen ) abgelehnt

ung nichtſtaatlicher

anforderungen
1

die ſich
vorge⸗

auch in
den Be⸗

Die veror

lichkeit einen 2

Mehrheit ( mi
nommen werd die Grü uſtalten
mit dem hrerbildung nach der Anſchar des Landtages
nicht beſond ungen unterworfen ſo Es wird

daher ein Antrag ung einer ſolchen
SchG . § 133 Abſ . 2 Ziff . 1 —4 geforderten Nachweiſe erbr
unter Berufung auf § 133 Abſ . 3 mit dem Hinweis darauf abgelehnt
werden können , daß ein „ Bedürfnis “ hierfür nicht nachgewieſen ſei .

Satz 3 des Abſ. 2 gibt die ſeitherigen Beſtimmungen des § 46

wieder , unter ig der Anweiſung , daß
d Pr 1g „vorzugs —

weiſe für den Nachweis der praktiſchen Ausbildung beſtimmt “ ſein ſoll .

5
Das Geſetz enthält abweichend von dem ſeitherigen § 44 keine B

ſtimmung über die Amtsbezeichnung , die den zur Unterrichts
erteilung an Volksſchulen für befähigt Erklärten zukommen f Die
Ordnung dieſer Frage bleibt hiernach der VO. überlaſſen .

wenn die im
1

3. Abſ . 3 wiederholt die Vorſchriften des ſeitherigen § 44 Abſ . 2 und

3. Vergl . hierzu. Seite 88 Ziff . 2 und 3 und wegen der in Betracht
kommenden Religionsgemeinſchaften S. 191.
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Zulaſſung zur Ausbildung .
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Unter gut befähigten Schüler mit Prime e
verſtehen , deren geiſtige und körperliche Veranlagung und deren Leiſti
gen erwarten laſſen , daß ſie in einem Jo ahr ſich diejenigen

n, welche Vorausſetzung des Studiums
anſtalten ſind .

Schluſſ jjährigen Lehrgangs abzulegende 9
et nur für den beſchränkten Zweck des Eintritts i

ngsanſtalt , nicht aber allgen Erſatz für das ?
zeugnis einer höheren Schule . Da es ſich bei dem Vorkurs um eine Ein⸗528. U.
richtung der Lehrerbildungsanſtalt handelt , iſt die Teilnahme an ihm
nach § 44 unentgeltlich .

Zu der am Ende des Vorkurſes abzulegenden Schlußprüfung
werden auch junge Leute zugelaſſen , die aus privater Vorbereitung
kommen oder von einer auf den Lehrerberuf vorbereitenden nichtſtaat⸗
lichen Lehrerbildungsanſtalt .

Die Erwägungen , die maßgebend waren für die Einführung des
Vorkurſes , mußten dazu führen , für den Eintritt in den erziehungs⸗
wiſſenſchaftlichen Lehrgang der Lehrerbildungsanſtalt die Abſolvierung
dieſes Kurſes der Ablegung der Reifeprüfung grund ſätzlich gleichzu⸗

Drrr

*
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7⁰
ſtellen . Dieſe Auffaſſung kommt auch in der Faſ ſſung des

§ 45 nach dem

Regierungsentwurf 8 rn zum Ausdruck , als dieſer beſtimmte , daß

zum Eintritt in eine Lehrerbildungs sanſtalt zugelaſſen werden kann, „ wer

das Reifezeugnis einer Höheren Schule erworben oder wer den

Vorkurs beſucht und die Schlußprüfung beſtanden hat “ eſer An⸗

ſchauung ſteht die Begründung zu dem Geſetzentwurf nicht entgegen ,

wenn hier geſagt wird : „§ 45 des Entwurfs fordert als Vorausſetzung

für den Eintritt in die Lehrerbildungsanſtalt in r Linie den Nach⸗

weis der Vollreife einer höheren Schule , läßt aber daneben zu, daß gut

befähigte Prim aner ſich die ercforderlichen Vorke die Lehrer⸗

bildungsanſtalt in einem einjährigen Vorkurs erwe

Den bei den Verhandlungen im Landtag von einer Seite hervor —

getretenen Be eſtrebungen nach ausſthie cher Zulaſſung von Abiturienten

wurde durch die im Geſetz feſttgelegte geänderte Faſſung des § 45 in der

Weiſe Rechnung getragen , daß in erſter Reihe Abiturienten und nur in
Ermangelung „geeigneter Abiturienten “ auch ſ gelaſſen

den können , die den an der Anſtalt eingerichteten
0

durchgemach haben . Der Vollzug der Vorſchrift bietet i ern

keiten , als bei der Aufnahme in den Vorkurs noch nicht belire
werden kann , ob im Zeitpunkt ſeiner ees eine geenũ ende Zahl von

Abiturienten vorhanden ſein wird . Die wörtliche rung der Be⸗

ſtimmung würde dazu führen , daß den in den Vorkurs intretenden im

Zeitpunkt des Eintritts eine Gewähr dafür nicht gegeben werden könnte ,

daß ſie nach Umlauf eines Jahres auch nach gut befſtandener Schluß⸗

prüfung in die Lehrerbildungsanſtalt aufgenommen werden . Dies würde

aber mit Zweck und Einrichtu ng des Vorkurſes als einer eigens zur Vor⸗

bereitung für den Eintritt in die Lehrerbildungsanſtalt getroffenen Ver⸗

anſtaltung im Widerſpruch ſtehen . Die Entſcheidung darüber , ob zu Be⸗

ginn eines Schuljahres ein Vorkurs überhaupt einzurichten und in

welchem Umfang gegebenenfalls eine Aufnahme ind denſelben ſtattfinden

ſoll , hat ſich danach zu richten , ob zu dem bezeichneten Zeitpunkt eine

genügende Zahl geeigneter Abiturienten ſich zum Eintritt in Anſtalt

gemeldet hat . Iſt die Aufnahme in den Vorkurs erfolgt , ſo können nach

deſſen Beendigung die in der Schlußprüfung für beſtanden Erklärten

von der Zulaſſung in die Lehrerbildungsanſtalt nicht lediglich mit dem

Hinweis darauf ausgeſchloſſen werden , daß ſich eine genügende Zahl ge⸗

eigneter Abiturienten gemeldet habe . Die Zurückweiſung kann vielmehr
nür dann erfolgen , wenn und ſoweit die Abſolventen des Vorkurſes für
den Lehrerberuf weniger geeignet eree als die ange⸗
meldeten Abiturienten . Um die Härten zu vermeiden , die ſich aus einer

ſolchen Zurückweiſung für die davon Betroffenen ergeb Wien wird
es ſich empfehlen , ungeeignete Elemente ſchon während der Dauer des

Kurſes auszuſcheiden . Eine andere Handhabung der Vorſchrift Würde⸗
mit dem Sinn und Zweck der Vorſchrift wie auch mit der bei ihrer Feſt⸗
legung verfolgten Abſicht des Landtags im Widerſpruch ſtehen . Die Ent⸗

ſcheidung über die Aufnahme wird , wie bisher , auch in Zukunft bei dem
UM. ſtehen , das auch bei der Abſchlußprüfung durch eines ſeiner Mit⸗

glieder vertreten ſein wird .

Hierüber die näheren Beſtimmungen zu treffen , wird die Aufgabe

der. nach § 47 von dem Miniſterium zu erlaſſenden Schulordnung und

Prüfungsordnung ſein .



Lehrerbildungsgeſetz . § 46

Für den im Vorkurs einzuhaltenden Lehrgang hat das UM. einen
vorläufigen , der Begründung als Anhang beigegebenen — als Anl . 1
hier abgedruckten — Lehrplan aufgeſtellt , der nach ſeiner Geſtaltung
dem verſchiedenen Bildungsgang der Abiturienten der Oberrealſchulen ,
der Realgymnaſien und der Gymnaſien Rechnung trägt .

Verwendungsarten der nichtplanmäßigen Lehrer .

hilfenlinnen ) können nach Anordnung der

er außerplanmäßigen Schulſtelle ,
auf einer zeitweilig erledigten plan⸗

„ Unterlehrer “ in dem
f einer außerplan

eſehen davon , de die
lich feſtgelegt iſt — wi

und „Hilfslehrer “
und 76 des Geſ .

d

durch die
erſetzt wurde ,
„Unterlehrer “ im
ſichtlich der B

ſchon inſofern nicht ganz zutreffend ſein , als die Verwendung Unter⸗
lehrer , wie die der Schulver maußer⸗
plan zigen , wie im vertrags1 folgen
kann .

Wegen Zulaſſung der
ſchäftigung “ vergl. Seite 87.

Hinſichtlich der Gewährung von Unterhaltszuſchüſſen an die Lehr
beſtimmt die Bkmt . des UM. vom 28. Mai
unter Ziff . 7:

Für die Gewährung von Unterhaltszuschüssen an IKs⸗
schulkandidaten gelten besondere Vorschriften , weil Sie
keine Probedienstzeit vorgeschrieben ist . Bei Zuweisung von
Vollen Beschäftigungsaufträgen erhalten sie die vollen Be⸗
züge eines Hilfslehrers .

Wegen Einführung einer einheitlichen Amtsbezeichnung für alle
nichtplanmäßigen Lehrer vergl . die Bmkg . zu § 44 Ziff . 2 a. E.

2³ Durch die bereits im EuG . vom 8. März 1868 vorgeſehene
Widerruflichkeit ſollte lediglich zum Ausdruck gebracht werden , daß
der Lehrer , wenn der Anlaß zu ſeiner Verwendung in Wegfall ge⸗

kommen iſt , ſeiner Stelle , ohne daß damit ein Ausſcheiden aus dem
Schuldienſt verbunden wäre , vorbehaltlich ſpäterer Wiederverwendung ,
—vorübergehend enthoben werden kann . Einer Kündigune
bedarf es hierzu nicht . Vergl . Seite 91.
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Vollzugsbeſtimmung .
§S 47.

Die weitere Regelung der Lehrerausbildung obliegt

Unterrichtsminiſterium .

Die Beſtimmung enthält den Auftrag und die Ermächtigung an das

UM. , innerhalb des vom Geſetz feſtgelegten Rahmens

die zu deſſen Vollzug erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen .

Hierzu gehören : die Aufſtellung eines Lehrplanes für Lehrer⸗

bildungsanſtalt und den Vorkurs , einer Prüfungsordnung die je⸗

weils am Abſchluß abzuhaltenden Prüfungen , einer Schulordnung , die

vor allem auch Beſtimmung zu treffen hätte über die Aufnahme in den

erziehungswiſſenſchaftlichen Lehrgang und in den Vorkurs , ſowie über

die Einrichtung der Ubungsf chule .

Die Begründung zu dem Geſetzentwurf ſpricht ſich über die aus 8 47

für das UM. ſich ergebenden Aufgaben und Berechtigungen wie folgt

aus : —5 eſondere die Feſt⸗
„ Die weitere Regelung der Lehrerausbildung , in⸗

dung , über
ſetzung der näheren Beſtimmungen über den Gang der Aus

die Übungsſchule , ihre Organifation , über die in den Prüfungen zu

ſtellenden Anforderungen und über die Übernahme in den ſtaatlichen

Dienſt uſw . iſt Sache des Unterrichtsminiſteriums . Dieſe Vorſchrift be⸗

gegnet um ſo weniger Bedenken , als nach dem bisherigen 8 44 des

Schulgeſetzes die Regelung nicht nur eines Teils , ſondern der geſamten

Ausbildung der Volksſchullehrer in die Hand des Unterrichtsminiſteriums

gelegt war . Hinſichtlich der Übungsſchule , welche künftig grundſätzlich

ein Beſtandteil der Volksſchule iſt , können z. B. die mit Rückſicht auf die

Lehrerbildung erforderlichen Abweichungen vom allgemeinen Schulrecht

im Wege der Verordnung feſtgeſetzt werden . “

Die hierin , namentlich im Schlußſatz zum Ausdruck gebrachte Auf—⸗

faſſung , daß das UM. durch das Geſetz für ermächtigt erklärt werde , die

zur „weiteren Regelung der Lehrerbildung “ ihm gut ſcheinenden An⸗

ordnungen von ſich aus , ſoweit erforderlich auch „ unter Abweichung

vom allgemeinen Schulrecht “ im Wege der VO. zu erlaſſen ,

iſt in dem Wortlaut des § 47 nicht zum Ausdruck gekommen und dürfte

auch der durch den Landtag zum Geſetz erhobenen Beſtimmung nicht

entſprechen . Die Vorſchrift enthält im weſentlichen nichts anderes ,

als den in jedem Geſetz üblichen Auftrag an das zuſtändige Miniſterium

zur Herbeiführung des Vollzugs des Geſetze innerhalb der durch allge⸗

meine Beſtimmungen gezogenen Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit . Weder

eine die Zuſtändigkeit des UM. zugunſten eines anderen Miniſteriums

oder zugunſten des StM . einſchränkende Verordnungsbeſtimmung , no

viel weniger eine geſetzliche Vorſchrift können von dem UM. auf⸗

grund der ihm im § 47 erteilten Ermächtigung außer Berückſichtigung

gelaſſen werden . Wollte dem 8 47 eine ſolche über die Grenzen einer

Vollzugsanordnung hinausgehende Bedeutung beigelegt werden , ſo hätte

dies im Geſetz mit beſtimmten Worten zum Ausdruck gebracht werden

müſſen . Die Landtagsverhandlungen bieten keinerlei Anhaltspunkt da⸗

für , daß dieſe Abſicht beſtanden habe . Hätte der Landtag der Faſſung

des § 47ñ eine ſolch weitgehende Bedeutung beigelegt , ſo wäre bei den
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ſonſt ſehr eingehenden Beratungen über grundlegende Fragen zweifels —
ohne auch über die Tragweite des §S 47 geſprochen worden . Tatſächlich
aber wurde §S 47 im Laufe der umfangreichen Verhandlungen nur ein⸗
mal erwähnt und zwar von dem Abgeordneten Bock, der Namens der
kommuniſtiſchen Partei den Antrag ſtellte , der Beſtimmung die Worte
beizufügen : „ und iſt dem Landtag Kenntnis zu geben “ . Antrag⸗
ſteller iſt dabei von der Anſchauung ausgegangen , daß die Beſtimmung
ſich auf die „ Ausführung des Geſetzes “ durch das UM. beziehe . Der
Antrag wurde , ohne daß von anderer Seite ein Wort darüber geſagt
worden wäre , abgelehnt .

Bei dieſer Sachlage muß angenommen werden , daß der Landtag
bei der Annahme des § 47 ſich nicht auch die Ausführungen der Be⸗
gründung zu dieſem Paragraphen , deren Tragweite übrigens auch für
eine im Schulweſen an ſich bewanderte Perſönlichkeit nicht ohne weiteres

zu erkennen war , zu eigen machen wollte , bezw . gemacht hat . Dem

§S 47 kann hiernach eine Bedeutung , wie ſie die Be⸗

gründung für ihn unterſtellt , mangels einer dies in
beſtimmter Weiſe zum Ausdruck bringenden Wort⸗

faſſung nicht beigelegt werden .

Darüber , wie die übungsſchulen eingerichtet werden ſollen ,
ſpricht ſich die Begründung zum Geſetzentwurf wie folgt aus : Mit jeder
Lehrerbildungsanſtalt muß daher eine vollſtändige Übungsſchule mit 12

getrennten bezw . zuſammengeſetzten Volksſchulklaſſen verbunden ſein , an
der tüchtige Hauptlehrer unterrichten . Die Ubungsſchule iſt , was
die ſoziale Schichtung der Schüler und ihre rechtliche Grundlage angeht ,
als Volksſchule anzuſprechen , allerdings mit Abweichungen , wie ſie ſich
ſchon bisher aus ihrem Zweck , gleichzeitig der Lehrerbildung zu
dienen , ergeben haben . So muß z. B. die Ubungsſchule
dem Direktor der Lehrerbildungsanſtalt unterſtellt
ſein . Nur in einer ſolchen Ubungsſchule können gelegentlich
mit kleineren Gruppen Verſuche auf pädagogiſchen Sondergebieten
( Heimatkunde , Bürgerkunde , Arbeitsunterricht , Geſamtunterricht uſw . )
vorgenommen werden , weil hier der Fachlehrer den in der Übungsſchule
zu behandelnden Unterrichtsſtoff kennt und ſomit in der Lage iſt , die
Unterrichtsprobe organiſch in die anderen Stunden einzufügen . An einer
rein ſtädtiſchen Volksſchule wären dieſe Lehrproben eine erhebliche
Störung des Unterrichtsbetriebs . Da in Zukunft die meiſten der jungen
Lehrer von der Volksſchule aus eigener Erfahrung nur die vier Grund⸗
ſchuljahre kennen — was nicht als ein Gewinn der Umgeſtaltung be⸗
zeichnet werden kann — ſo iſt es für ihre Durchbildung beſonders not —
wendig , daß ſie ſtändig zu einer Schule in Beziehung ſtehen , an der ſie
den Aufbau durch alle Schuljahre und alle Fächer kennen lernen können . “

Die Ubungsſchule kann entweder als eine ſelbſtändige ,
der Lehrerbildungsanſtalt angegliederte unterrichtliche Veranſtal⸗
tung ( pergl . Seite 213 ) errichtet , oder es kann die am Anſtaltsort be⸗
ſtehende Volksſchule für die Zwecke einer Übungsſchule verwendet
werden . Die in der Bktm . des UM. vom 20. Juni 1919 dem § 19 Abſ . 3
der Bad . Verf . gegebene Auslegung , wonach Seminarübungsſchulen nicht
als ſelbſtändige Schulen aufrecht erhalten , ſondern der am Ort des

Seminars beſtehenden Volksſchule angegliedert und der Leitung der

ſchultechniſchen Aufſichtsbehörde der Volksſchule unterſtellt werden
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müſſen , kann nicht aufrecht erhalten werden , ce
bei den Verhand⸗

lungen der Nationalverſammlung zu Art 147 Abſ . 2 anerk kannt wurde,
daß Seminarübungsſchulen wegen des verbundenen „pädagogi⸗
ſchen Intereſſe ' “ “ neben der Volksſchr fortbeſtehen , bezw. er⸗

richtet werden n Die Seminarübung le 5 dann rechtlich den

Charakter einer beſonderen Veranſtaltung des Staates als des Unter⸗
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Wahrnehmung der Befugniſſe , die ihm für ſeine Perſon oder anſtelle der

Ortsſchulbehörde und ihre Vorſitzenden nach den beſtehenden Verordnungen ,

beſonders der SchO. , zukommen , ſonach vor allem die Dienſtpolizei über

die Lehrer , ferner die Urlaubserteilung an die Lehrer , die Anordnung

der Mitverſehung bei Dienſtbehinderung eines Lehrers , die Zuweiſung

des Lehrers an die Schulabteilung und an die einzelnen Klaſſen . Dabei

wird er die beſonderen Aufgaben , die der

ſchule zukommen , ſowie etwaige in dieſer Rich

Lehrerbildungsanſtalt ihm mitgeteilte Wünſche 31 berückſichtige
Schließlich kommt ihm die Aufrechterhaltung des geſamten

Schulbetriebs zu.
Die Befugniſſe des

werden ſich im Rahmen
haben . Es muß ihm vor c6
einzelne Lehrer jederzeit ohn
in methodiſcher und pädago
geben und Auflagen zu ma
richtsbetrieb einzuführen und Lehrpr
und dazu auch die ausbildenden

L

Anhören beizuziehen ; er muß auch

ſchen und pädagogiſchen Au

Verſuche durch vori
oder von Abteilung
der Unterrichtszie
aufgeſtellten Unterrick
ſteter Fühlung
antwortlichen Stadtſch
bildenden Abteilung mi

nungen des Leiters der
Die beſonderen Verh

werden übrigens wohl a

ländlichen Schule vorgeführt werden
nahme beſonderer Verſuche nach dieſer 9

durch zu dieſem Zweck beſonders gebildete Gruppen von Schülern
behrt werden können , zumal ſolche Verſuche doch ſtets eine Stõ

geordneten Unterrick zur Folge haben müßten .
Die beteiligten Städte werden die Bereitſtellung eir

Schulabteilungen für die Zwecke von Übungsſchulen von der

ſtellung der dem Stadtſchulamt geſetzlich zuſtehenden ſchultechniſchen Au

ſichtsrechte abhängig machen können . Im übrigen können die Durch⸗
führung der Maßnahme erforderlichen Anordnungen von dem UMt. in

Wege der VO. erlaſſen werden .

Rrtikel E .

Das Geſetz tritt mit Wirkung vom t . April 1926 in Kraft .

e und
L

u laſſen
alt zum

In Rückſicht hierauf wird

tichtung an der Übu

Vorerſt iſt in Rückſicht auf den noch vorhandenen Überſchuß an S hul⸗

amtsanwärtern auf Oſtern 1926 nur die Anſtalt in Karlsruhe eröffnet

worden . Die Anſtalten in Freiburg und Heidelberg werden im Jahr 1927

nachfolgen . Ob die Zahl von nur drei Anſtalten bei einem wieder nor⸗

malen Bedarf an Lehrkräften genügen wird , mag bezweifelt werden .
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Anlage J.

Entwurf eines Lehrplanes

für den Vorkurs .

k 2 Stunden .

lhlh . 1 Stunden .

a) Die klaſſiſche Literatur und die bedeut⸗

ſamſten Erſcheinungen der nachklaſſiſchen

Zeit .

b) Sprachlehre : Wortbildungslehre , Bedeu⸗

tungswandel .

c) Abhandlungen . Vorträge .

3. Philoſophie : Propädeutik . Einführung

in die Pſychologie und Logiitk 1 Stunde .

4. Fremdſprachen nach Wahl 2 Stunden .

à ) Franzöſiſch : Lektüre bedeutender franzö⸗

ſiſcher Dichtungen der klaſſiſchen und nach⸗

klaſſiſchen Zeit . Leſeſtoff aus der Ge⸗

ſchichte und dem Kulturleben Frankreichs .

Zuſammenhängende Berichte in franz

ſiſcher Sprache . Befeſtigung der gram⸗
matiſchen Kenntniſſe .

o der

p) Engliſch : Lektüre bedeutſamer Werke aus

der engliſchen Literatur von Shakeſpeare

ab . Befeſtigung der grammatiſchen Kennt⸗

niſſe und Sprechübungen .

5. Geſchichte : Neuere Geſchichte bis zur

Gegenwart unter Hervorhebung der Ver⸗

faſſungs⸗ und Kulturentwicklung . Badiſche

Geſchichte

Geographie : Kultur⸗ und Wirtſchafts⸗

geographie Deutſchlands . Die deutſche

Landſchaft , Verbreitung und Bedeutung
von Handel , Induſtrie und Landwirt⸗

RAfllll . 2 Stunden .

hemiiikte eiüi

a) Arithmetik : Arithmetiſche und geomet⸗

riſche Reihen . Zinſeszins⸗ und Renten⸗

übertrag 18 Stunden .

Sο
E

—



8.

9

10.

f 0
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Übertrag

rechnungen . Kombinatorik . Binomiſcher
Lehrſatz Komplexe Zahlen . Aufbau der
Arithmetik .

Geometrie : Stereometrie . Darſtellung
räumlicher Gebilde . Die Kegelſchnitte als
Schnitte des Kegels und als geometr .
Orter . Elemente der ſphäriſchen Trigono⸗
metrie mit Anwendungen auf die Erd⸗

Himmelskunde . Dazu bei günſtigeren
0 tniſſen etwa : Einführung in die

Slentet der analytiſchen Geometrie .

Ratürtünde3 2 Stunidee

a)

P)

Phyſik : Hauptgegenſtand : Aus den Ge⸗
bieten der Mechanik und Elektrizität .
Ferner : Behandlung wichtigerer Dinge
aus anderen Gebieten der Phyſik , wie es
die jeweiligen Verhältniſſe der Klaſſe er⸗
fordern .

Mathematiſche Geographie : Geſtalt ,

Größe und Bewegungen der Erde . Zeit⸗
rechnung . Keplerſche Geſetze und die all⸗

gemeine Schwere .

Chemie mit Geologie : Ergänzungen aus
der anorganiſchen Chemie . Wichtigere
Dinge aus der organiſchen Chemie in

ihrem Zuſammenhang und ihrer Bedeu⸗

tung für technologiſche und phyſiologiſche
Vorgänge , Allgemeine und hiſtoriſche

Geologie .

( Diejenigen , die ohne Kenntniſſe in

Chemie in den Vorkurs eintreten , werden
in beſonderer Unterweiſung außerhalb
des ordentlichen Chemieunterrichts mit

dem Notwendigen aus der anorganiſchen

Chemie bekannt gemacht . )

c) Biologie : Phyſiologie und Biologie des

pflanzlichen und tieriſchen Körpers . Der

Menſch .

Zeichhhi

MRüifiiii

rl .

18

ο

1 Stunden .
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Stunden .

Stunden .

Stunden .

Stunden .

Stunden
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Erläuterungen zum Lehrplan .

Der Vorkurs iſt dazu beſtimmt , gut befähigten Primanern

diejenige weitere allgemeine wiſſenſchaftliche Nrusbildung zu

geben , welche beim Unterricht in einer Lehrerbildungsanſtalt vor⸗

gusgeſetzt wird . Da im Vorkurs Schüler aus Gymnaſien , Real⸗

gymnaſien und Oberrealſchulen ſich zuſammenfinden , iſt der Lehr⸗

plan demjenigen der. Oberklaſſen der Höheren Lehranſtalten an⸗

zugleichen , in den wiſſenſchaftlichen Fächern aber auf die Stoffge⸗

biete zu beſchränten , die allen Anſtalten gemeinſam ſind .

dſprache und die

ik, die der Lehr⸗
werdenden Stun⸗

Fächern Zeichnen ,

Es ſcheiden demnach aus die zweite Frem

erhöhten Ar forder :ungen in Mathematik und Phr

plan der
1 ile ſtellt. Die dadu ei

den zehrerberuf wick

8

oder Engliſch ,

Zu den8
folgendes beme

Es iſt ohne 5 Vor

in den veder
iſtalten

W
ſein,

ehrer eine Q6
licht , die Aus
Stoffes ſeiner

Mathematik .

Im math Unterricht der Prima unſerer Realan⸗

ſtalten ( RG . )
wird

der Begriff Differentialquootien⸗
ten und des Int ehandelt und verwertet . Da der in ?

ſicht genommene ? ir ein Jahr dauern wird , ſo iſt es

nicht möglich , auch in ihm die Different thode zu pflegen .
Man wird ſich im ꝛinen an die derzeitigen Verhältniſſe des
math hematiſchen Un s am Gymnaſium halſten müſſen . Der

60 0 Lehrſtoff iſt ſo gen 0 daß annähernd das Prima⸗

penſum des Gymnaſiu zur Behandlu
mg

kommt . Für die aus
den Realanſtalten ( R

5 und O. R. ) ſtammenden Schüler ſind nicht
alle Dinge des vorge chlagenen Leh Koffe3 neu . Je nach der 11
ſchaffenheit des Schüler naterials ( namentlich Wwenth die Gymn
ſiaſten nicht vertreten ſind) könnte über 5 5 vorgeſchlagene

Nor.
malpenſum hinausgegangen werden . Ein wertvolles Arbe ig.

808des

S
˙

leE
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feld wäre dabei z. B. die analytiſche Geometrie , wofür die Schüler
in Sekunda bei ihrer Einführung in die graphiſche Dar⸗

ellung und bei ihrer Beſchäftigung mit der graphiſchen Löſung
von Gleichungen eine gewiſſe Vorbereitung erhalten haben . Man

ſollte bei der Feſtlegung der mathematiſchen Diſziplinen , in

welche die Schüler des Vorkurſes eingeführt werden ſollen , ſich
nicht zu ſehr davon leiten laſſen , daß der Kurs nur ein Jahr
dauert . Beim A ß der Anwe 5 dagegen wird

ſich der Mathemat er da und
beſeheiden n rülfen i1

r E
untis, daß es von weſentli

1 0 Unterricht des Vorkurſes

und zu einer gewiſſen Annäl rung an das Afbih n — wen

des Gymnaſiums — zu bringen . Denn man muß dafür

Sorge tra gen , daß die jungen Leute , die aus dem Vorkurs in die
erbildun 0

treten und dort zuſammen mit den Abi⸗

ienten ber hildet werden , dieſen in Dingen , die für

einer on Bedeutung ſind , gleichkommen .

U8
ikkle

Naturkunde .

Für die Feſtlegung des phyſikaliſchen Unterrichtsſtoffes des

Vorkurſes iſt der Umſtand günſtig , daß das Gebiet der Mechanik

in den Primapenſen der drei höheren Schulen eine weſentliche
Rolle Es 5

ſich ſo ganz von ſelbſt , das wichtige Ge⸗

biet der Mechanik im Vorturs zu behandeln . Außer der Mechanik

gehört zu den ape enſen unſerer Realanſtalten ( R. G. und

R. ) hauptfächlich noch das Gebiet der Elektrizität , wenigſtens ge⸗
wiſſe ſchwierigere Probleme derſelben . Aus dieſem Grunde ſowie

in Anbetracht der großen Bedeutung , die der Elektrizität für

unſer Kultur⸗ und Wirtſchaftsleben zukommt , ſollte auch das Ge⸗

biet der Elektrizität einen weſentlichen Beſtandteil des Phyſik⸗
85 des Vorkurſes bilden . Freilich beſteht , was die Elek⸗

izitätslehre onbelangt , bei den Gymnaſien z. Zt . keine überein⸗

ſüümmns, da dieſes Gebiet mangels eines neueren Lehrplans an

manchen Gymnaſien in Sekunda , an anderen in Prima behand elt
35 Überblickt man aber das weite Gebiet der Elektrizität und

bedenkt man die M
nr

und Schwierigkeit gewiſſer

elektriſcher Probleme , ſo ſieht man ohne weiteres ein , daß ein

( twaiger Sekundaunterricht in Elektrizität einer Vertiefung und

Erweiterung auf der Oberſtufe bedarf .

Probleme aus dem Bereich der Mechanik und der Elektrizität
werden alſo im Vorkurs den Hauptbeſtandteil des phyſikaliſchen

Unterrichts bilden müſſen , wobei der Lehrer im Hinblick auf die

Kürze der ihm zur Verfügung ſtehenden Zeit beſtrebt ſein muß ,

über Dinge einfacherer Art mit Beſchleun gung Aege
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eſes Wiſſen
terricht des

bieten , und

aufgabe des Vorkurſes ſein , dem angehenden Lehrer die
zu vermitteln . Wohl wird auch der naturkundliche Un
Vorkurſes mancherlei Gelegenheit in dieſer Hinſick
der Fachlehrer darf ſolche Möglichkeiten nicht u vorüber⸗
gehen laſſen . Aber die Aufgabe , den Lehrerkandidaten in ſyſte⸗matiſcher Weiſe mit Tieren und Pflanzen

ß grunddſätzlich dem erſten Jahre der Lehrerbi
gewieſen werden , in dem die jungen Leute de
durcharbeiten und ſich aneignen müſſen .

Auf eine Schwierigkeit muß hingewieſen werden . Im
naſium beginnt der Chemieunterricht erſt in U J. Die
ſiaſten ringen daher keinerlei Kenntniſſe in den Vorkurs
und müſſen ſomit in demſelben mit den grundlegenden chemi

der arBegriffen und mit den wichtigſten Dingen aus ˖
Chemie vertraut gemacht werden . Nun 5 aber ganz
lich , in 2 Wochenſtunden die anorganiſche und organiſche Cchem E
nebſt Geologie und Biologie Dazu kommt noch , daß
man der Weiterbildung der ſtarke Feſſeln anlegen
würde , wenn man den C

˖
auf die gar n

in der Minder

mmung der naturwiſſe
mſtalten kommenden Schüler

als ſich ſchon beim

bildeten Gymu
51 0 n,

werden , einſte
lichen Fort
könnte
MNathematit penſum des Urf

ziederholungen für die Rea⸗
liſten v 6s dürfte daher nich ander
übrig ziſung der Gymnaſiaſten
außerhe 8

e eintreten zu laſſen ,
bei der ſich dieſe nacharbei en . Auch für die Geologie ſind
die Gymnaſiaſten nicht ſo vorbereitet wie die Schüler aus den
Realanſtalten , die in den unteren und mittleren Klaſſen in ſyſte⸗
matiſcher Weiſe mit Mineralien und Geſteinen ſowie mit vorwelt⸗

lichen. Pflanz zen und Tieren im Blick auf den Geologieunterrich
der Oberſtufe bekannt gemacht worden ſind . Was den Gymna⸗
fiaſter in dieſer Beziehung fehlt , könnte und ſollte in der beſon⸗
deren Unterweiſung ebenfalls ausgeglichen werden . Die Ertra⸗
ſtunde müßte alſo für die Gynmnaſiaſten obligatorif 9 ſein : man
ſollte aber auch Realiſten die Teilnahme nicht verwehren . Unter
Umſtänden könnte die Stunde ſchon nach mehreren Monaten ein⸗
geſtellt werden .

2



8

2

Die Lehrer der Volksſchule

Anlage II .

Entwurf eines Lehrplanes

für die Lehrerbildungsanſtalt .

Erſter Jahrgang .

heoretiſche Fächer .

1. Religion

2. Pädagogik . Erziehung

pädagogiſchen Ideen mit

der
Rrückſichtigung

der pädagogiſchen Str

ilkunde

9

wart . S 901
8 453
3. Deutſche Lektüre . skunde , Literatur des

Volksſchulleſebuchs Fugendſchriftſteller*

Sprachlehre und Wortbildungslehre

J. Philoſophiſche Propädeutik . Einführung in

die Ethik und Aſthetik

. Geſchichte und Geographie auf heimatkund⸗

licher Grundlage . Die Siedlungen und das

Wirtſchaftsleben . überblick über die politiſche

und wirtſchaftliche Entwicklung Deutſchlands

in der neueſten Zeit . Die heutigen ſozialen

Verhältniſſe

6. Lektüre eines franzöſiſchen oder engliſchen

pädagogiſchen oder philoſophiſchen Schrift⸗

ſtellers in der Urſprachen .

7. Rechnen : Geſchäftsrechnen . Geometrie

8. Naturlehre und Naturkunde

Techniſche Fächer .

Zeichnen 2 Stunden .

Turnen 2 Stunden .
Muſik ( Geſang , Orgel , Geige ) Stunden .

Methodik .

Allgemeine Unterrichtslehre

Spezielle Unterrichtstlehrrr Stunden .

2 Stunden .

Stunden .

Stunden .

1 Stunde .

Stunden .

Stunde .

Stunde .

Stunde .

30 Stunden .
— — — — .
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f Zweiter Jahrgang .

a) Theoretiſche Fächer .

Rligioß . . 2 Stunden .

2. Pſychologie , insbeſondere Pſychologie des
Kindes und des abnormen Kindes , Jugend⸗

kunde 5 „ 1 Stunden

Einfül jrung in die Philoſophie 5 Lek⸗tür e eines für die Erziel hungsw ſſenſchaf
beddeutenden Philoſophen . Erkenn tmiestheore —
kiſchh obhte Stunden .

D
te erkunde . Das Wichtigſte aus der

Volkswirtſchaftslehre und der Sozialpolitik .
Die politiſchen Verhältniſſe in Deutſchland 2

Geſundheitslehrrtrte Stünde

6. Allgemeine Landwirtſchaftslehnee 1 Stunde .

b) Techniſche Fächer .

1. Staatsbi

Zeichnen 2 Stunden .

AHieiieengnnn i

Muſit n3nn2 ²² rn

ihdund Pagöiss , e

Stunden .

Erläuterungen zum Lehrplan der Lehrer⸗

bildungsanſtalt .

Die Lehrerbildungsanſtalt dient der Fachausbildung der
künftigen Lehrer . Die allgemeine wiſſenſchaftliche Ausbildung , die
das bisherige Seminar neben der praktiſchen Vorbereitung voll⸗
ſtändig mit übernommen hatte , gilt beim Eintritt als abgeſchloſſen
und wird nur im erſten Jahrgang in dem Umfange weiter ge⸗
fördert , als ſie zur Begründung und zum Verſtändnis des Volks⸗
ſchulpenſums erforderlich iſt . Im einzelnen wird zu dem Lehr⸗
plan 38 bemerkt :

Im Deutſchunterricht werden neben der Proſalektüre
eines Klaſfſikers ( Schiller , Goethe , Herder ) die im Volksſchulleſe⸗
buch enthaltenen Leſeftücke zum Gegenſtand eingehender Be⸗
ſprechung gemacht werden , wobei die Studierenden auch die be⸗

deutendf ten Schriftſteller der Jugendliteratur kennen lernen
ſollen . Die Gedichterklärung gibt Anlaß JZur Wiederholung der

früher erworbenen Literaturkenntniſſe. In der Sprachlehre iſt
in Verbindung mit der Wortbildungslehre und dem Bedeutungs⸗
wandel die Geſchichte der deutſchen Sprache , der Mundarten und

32

Stunden .
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der Schriftſprache ſo zu behandeln , daß der künftige Lehrer dar⸗

aus lernt , wie man dem Schüler das Verſtändnis für das Leben

der Sprache vermittelt . Wenn dem Studierenden keine Gelegen⸗

heit gegeben iſt , volkskundliche Vorleſungen an der Hochſchule zu

hören , iſt das Wichtigſte aus dieſem Gebiete , beſonders die für die

Heimatkunde wertvollen Kapitel , im Deutſchen zu behandeln . Die

künftigen Lehrer ſind zu Beobachtungen von Sitten und Ge⸗

bräuchen des 5 anzuregen . Da der deutſche Unterricht

zum deutſchen Kulturunterricht erweitert werden ſoll , ſo muß er

auch das Gebiet der Kunſt in den Kreis ſeiner Betr acht ung ziehen .

Er wird zu dieſem Zwecke Fühlung mit dem Muſik⸗ und Zeic

unterricht zu gewinnen ſuchen . Die Geſchichte des Volksliedes ,

die bedeutenden Komponiſten der Oratorien , Opern und Sin⸗

fonien , das Muſikdrama Richard Wagners können ſowohl im

Deutſchunterricht wie im Muſikunterricht beſprochen werden .

Ebenſo beſteht eine Arbeitsgeme nſchaft zwiſchen Deutſch⸗ und

Zeichenunterricht für die Geſchichte der Architektur und Malerei

und die Kunſtbetrachtung

U
i

Der Geſchichtsunterricht
G1

zu eine kurze Zu⸗

ſammenfaſſung der polit iſchen und Entwicklung

Deutſchlands im 19. S 9851 bis in 5 neueſte Zeit und da⸗

mit eine Einführung in die ſozialen Verhä
f

Gegenwart .

Der Lehrſtoff der Volksſchule iſt namentlich hinſichtlich ſeiner 5

mung und Verwertung für einen anſchaulichen Unterricht gründ

lich durchzuarbeiten . Die Betrachtung der w eltgeſckjichtlichen Er⸗
eigniſſe ſind an die in der Heimat vorhanden Erinnerungen

anzuknüpfen , vor allem iſt das Verſtändnis für die kulturellen

und wirtſchaftlichen Verhältniſſe einer Zeit Die Bürger⸗

kunde hat den Schüler mit den ſtaatlichen , mit ſozialen Ein⸗

richtungen und mit der Verfaſſung bekannt zu machen . Sie weiſt

den Geſchichtsunterricht auf die erzieheriſche Seite ſeiner Aufgabe

hin , nämlich den jungen Menſchen einzugliedern in das größere

Ganze von Volk und Staat .

Die Geographie gibt ein Bild von der Ste llung Deutſch⸗

lands in der Weltwirtſchaft . Bei der Darſtellung der politiſchen

und Handelsbeziehungen Deutſchlands zu den andern Ländern iſt

Anlaß vorhanden , das elementare geographiſche Wiſſen, wie es

der Volksſchullehr plan vorſchreibt , zu befeſtigen . In Verbindung

mit der Heimatkunde ſind die Siedlungen und die Formen des

Wirtſchaftslebens zu beſprechen , wobei das Wichtigſte aus der

Geologie zu wiederholen wäre . Ebenſo bedarf auch die Himmels⸗

kunde , wie ſie der Lehrplan des 6. , 7. und 8. Schuljahres vor⸗

ſchreibt , einer eingehenden Behandlung .
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erziehr ungswi iſſenſchaft⸗

Ergebnis des Stu⸗
lückenloſe Kenntnis
oder ihrer Syſteme

gogiſches oder philoſo⸗

s zu leſen , daß er ſich über

ch ihrer geſch ichen Ent⸗
anderen geiſtigen Strö —

für die Gegenwart kritiſch

em Zweck muß möglächft
ch ge⸗

ng ͤund Vertiefung des Stoffgebietes
˖

hichtliche Zuſamm tenfaſſung
durch Vorträge und eigene
er Lehrer mit Literatur - und

. Wo es ſich um die neueſten
ndelt , könn auch M itteilungen

zur Verleſung kommen . Das

58 ing des jungen Lehrers
n der Schul⸗

bildungsunter⸗
15 75 8 auf dem

handeln , ſondern auch

ſchule , insbeſondere der

Die Landwirtſchaftslehre ſoll allgemeine Kem itniſſe

über Obſt⸗ und tenbau ſowie über Bienenzucht vermitteln ,
die landrwirtſchaftliche Naturkunde behandeln und All 105 eines
ib

Düngune zum Gegenſtand haben .

Die Einführung in die Unterrichtspraris er⸗
folgt in den Methodikſtunden . Der Lehrplan ſieht hiefür im

erſten Jahr 1 Stunde allgemeine Unterrichtslehre , 6 Stunden
ſpezielle Unterrichtslehre , unter dieſen 3 Stunden Schulpraxis ,

22
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in der Woche vor , im zweiten Jahre können bis 7 Stunden für

die methodiſche Unterweiſung verwendet werden . Die Stunden

der ſpeziellen Unterrichtslehre verteilen ſich auf Religion
Deutſchkunde ( Heimatkunde , Sprachlehre , Schreibleſen , Aufſatz ) —

Geſchichte und Geographie Rechnen , Geometrie Naturlehre
und Naturkunde — Zeichnen , Geſang und Turnen . Eine genaue

Feſtlegung dieſer Stunden ſoll nicht verlangt werden , vielmehr

wird man hierin den einzelnen Anſtalten Bewegungs sfreiheit
laſſen und einen Austauſch unter den Stunden zugeſtehen müſſen .

So kann z. B. eine Religions⸗ oder Deutſchſtunde vom Muſik⸗

lehrer erteilt werden , wenn es ſich um die Einübung eines kirch⸗

lichen oder weltlichen Liedes handelt . Der Zeichenlehrer hat die
Möglichkeit , in der Heimatkunde oder in der Naturgeſchichte zu

zeigen , wie durch zeichneriſche Darſtellungen von Tier , Pflanze

und von Gegenſtänden der Umgebung des Kindes uſw . Kennt⸗

niſſe anregender und anſchaulicher als durch viele Worte vermit⸗

telt werden . Ebenſo können Geographie mit Deutſch , Geſchichte ,

Naturkunde , Rechnen vertauſcht werden . Dieſes Verfahren gibt

dem jungen Lehrer nicht nur Gegelenheit zur Anwendung des

Arbeitsunterrichts , es macht ihm auch den inneren Zuſammenhang
aller Unterrichtsfächer klar . Da viele Lehrer auf dem Lande alle

Schulf ahre und alle Fächer zu unterrichten haben , ſo iſt es vom

10 Standpunkt aus ſehr notwendig , daß die jungen

Lehrer möglichſt bald die Einheitlichkeit des Volksſchulunterrichts
erkennen und angeregt werden , ſoweit ſie ſich hierzu für befähigt

halten , den Unterricht als Geſamti 9 0 zu erteilen .

Im zweiten Jahre wird den jungen Lehrern Gelegenheit ge⸗

geben werden , die verſchiedenen Schularten und Schulen ( Arbeits⸗

ſchulen , Werkſtätten mit Werkunterricht , Landerziehungsheime
uſw. ) , wenn ſolche in der Nähe ſind , kennen zu lernen , vor allem

die ſogenannten ein - und zweiklaſſigen Schulen auf dem Lande ,
dann die ſoz Einrichtungen der Städte , die Hilfsſchulen ,

Kindergärten , Kinderhorte , Jugendheime , die Fürſorgeerzie⸗
hungsanſtalten , die Schulgeſundheitspfl⸗ ege uſw .

Der Unterricht in der Methodik kann ſeine Aufgabe nur

löſen , wenn er immer in unmittelbarer Verbindung mit der

Praris ſteht . Er ſoll weniger Theorie als übung ſein ; über be⸗
ſonders intereſſante Kapitel ſind von dem Lehrer oder den

Schülern Vorträge zu halten , an die ſich eine Ausſprache an⸗

ſchließt .
Das in der theoretiſchen Stunde Beſprochene ſoll möglichſt

im Unterricht praktiſch vorgeführt werden . Mit 1600 Lehrerbil⸗
dungsanſtalt muß daher eine vollſtändige üÜbungsf chule mit 12

getrennten bezw . zuſammengeſetzten Volksſchulklaſſen verbunden
ſein , an der tüchtige Hauptlehrer Aüer0 Die Übungsſchule
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iſt , was die ſoziale Schichtung der Schüler und ihre rechtliche

Grundlage angeht , als Volksſchule anzuſprechen , aller⸗

dings mit Abweichungen , wie ſie ſich ſchon bisher aus

ihrem Zweck , gleichzeitig der Lehrerbildung zu dienen , ergeben
haben . So muß z. B. die übungsſchule dem Direktor der Lehrer⸗

bildungsanſtalt unterſtellt ſein . Nur in einer ſolchen übungs⸗
ſchule können gelegentlich mit kleineren Gruppen Verſuche auf

pädagogiſchen Sondergebieten ( Heimatkunde , Bürgerkunde, Ar⸗

beitsunterricht , Geſamtunterricht uſw . ) vorgenommen werden ,
weil hier der Fachlehrer den in der übungsſchule zu behandelnden

Unterrichtsſtoff kennt und ſomit in der Lage iſt , die Unterrichts⸗
probe organiſch in die anderen Stunden einzufügen . An einer

rein ſtädtiſchen Volksſchule 0 dieſe Lehrproben eine erhebliche

Störung des unterrichssbe iebs. Da in Zukunft die meiſten der

jungen Lehrer von der Volks ſchule aus eigener Erfahrung nur
die vier Grundſchuljahre kennen was nicht als ein Gewinn

et werden kann — ſo iſt es für ihreder Umgeſtaltung bezeichn
Durchbildung beſonders notwendig , daß ſie ſtändig zu einer

Sch ule in Beziehung ſtehen , an der ſie den Aufbau durch alle

Schuljahre und alle Fächer kennen lernen können .

Der Arbeitsplan für die zwei Jahrgänge einer Lehrerbil⸗

dungsanſtalt würde ſich ſo geſtalten daß die jungen Lehrer im

erſten Jahre 30 Wochenſtunden und im zweiten Jahre 25 —27

Wochenſtunden erhielten . Von dieſen entfallen 6 —7 Stunden

auf die methodiſche Unterweiſung . Der theoretiſche Unterricht im

erſten Jahrgang , für den in den einzelnen Fächern nur wenige
inden vorgeſehen ſind , hat ſich in der Hauptſache auf die Durch⸗

arbeitung des Volksſchulpenſums zu beſchränken . Der zweite

Jahrgang weiſt eine geringere Wochenſtundenzahl auf , damit dem

jungen Lehrer Zeit zu ſelbſtändigem Studium übrig bleibt . In

der Staatsbürgerkunde ſoll auch das Wichtigſte aus der Volks⸗

wirtſchaftslehre und der Sozialpolitik vorgetragen werden , nicht

nur weil manches davon in den oberen Klaſſen der Volksſchule be⸗

handelt wird , ſondern vor allem weil jeder Lehrer etwas von der

Entwicklung unſerer Wirtſchaft und von den ſtaatlichen ſozialen

Maßnahmen wiſſen muß . Er ſollte auch etwas wiſſen von der

Struktur der großen wirtſchaftlichen Intereſſentenverbände ; gleich⸗

viel ob dieſe die Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes zu beein⸗

fluſſen ſuchen oder auf eine Konzentration organiſatoriſcher Kräfte
in der Wirtſchaft hinſtreben . Zu wiſſen , welche Bedeutung die auf

der Grundlage genoſſenſch aftcher Selbſthilfe aufgebauten Wirt⸗

ſchaftsverbände im 5haben , iſt nicht minder von Wich⸗

tigkeit .
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2. Verordnung des Miniſteriums des lultus und Anterrichts
vom 30. Juli 1912 .

Die Dienſtprüfung der Volksſchulkandidaten betr .
SchVOBl . Nr . XIX .

K. Zulaſſung zur Dien ſt prüfung .

Zweck der Dienſtprüfung . Zeit der Ablegung .

8.

( 1) Die Dienſtprüfung hat den Zweck , die praktiſche
Ausbil⸗

dung der Schulkar 19 68 für ihren Beruf feſtzuſtellen .

( 2) Die Prüfung kann früheſtens drei Cahre nach der Auf⸗

nahme unter die Volksſchulkandidaten und muß ſpäteſtens ſechs

Jahre nach dieſem Zeitpunkte abgelegt werden .

( 3) Von dieſer Zeit müſſen mindeſtens zwei Jahre im öffent⸗

lichen Schuldienſt des Landes verbracht ſein .

( J Nach Ablauf der ſechsjährigen Friſt wird die Zulaſſung

zur Dienſtprüfung nur beim Vorliegen beſonderer Entſchuldi⸗
gungsgründe geſtattet .

( 5) Schulkandidaten welche 55
Dienſtprüfung nach Umfluß

von acht Jahren ſeit ihrer Aufnahme unter die Volksſchulkandi⸗

daten nicht beſtanden haben , 5718 zur Prüfung nicht mehr zu⸗

gelaſſen und im öffentlichen Schuldienſt nicht weiter verwendet .

Vergl . Bmkg . zu SchG . § 46 Seite 91.

Zurückſtellung von der Prüfung .
8 2.

Veolksſchulkandidaten , die den Vorſchriften über die praktiſche

Einfül P in den Schuldienſt nicht genügt haben oder in ihrem

dienſtlichen oder außerdienſtlichen Verhalten beanſtandet waren ,
fönnen bei der Meldung zur Prüfung bis zu zwei Jahren zurück⸗
geſtellt werden .

B. Anmeldung zur Dienſtprüfung .

Prüfungskermine . Prüfungsausſchuß .

3

( 1) Die Dienſtprüfung wird in der Regel dreimal im Jahre

zur Oſter zeit und im Herbſt — durch einen vom Unterrichts⸗

Wiiie beſtel lten Pri üfungsausſchuß abgehalten .
( 2) Der Prüfungsausſchuß beſteht aus einem Mitglied des

uuekrictsmumtelu als Vorſitzenden , einigen Seminar⸗

lehrern , einem Kreisſchulrat und anderen hierzu beſtimmten Per⸗

ſönlichkeiten .
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5 1501 Ausſchreiben der Prüfung .
8 4.

Das Unterrichtsminiſterium erläßt im Schulverordnungs⸗

blatte in der Regel drei Monate vor den für die Dienſtprüfunger

in Ausſicht genommenen Zeitpunkten unter Angabe des Prü⸗

fungsortes eine Aufforderung zur Meldung .

Julaſſungsgeſuche .
83

( ) In dem Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung ſind anzu⸗

geben :
Der Geburtstag , das religiöſe Bekennntis , der Ort und die

Anſtalt der Vorbereitung für die Kandidatenprüfung , die Zeit ,

zu welcher dieſe beſtanden wurde , die Orte und die Anſtalten der

ſeitherigen lehramtlichen Tätigkeit .
( 2) Überdies haben die Prüflinge die Fächer ( vergleiche 88 8

und 10) , in denen ſie geprüft zu werden wünſchen , zu bezeichnen

und ſich über den Umfang der Lektüre und den Gang des Stu⸗

diums in den einzelnen Prüfungsfächern auszuſprechen .

( 3) Der Meldung ſind Abſchriften des Kandidatenſcheins und

des Kandidatenzeugniſſes der Anſtalt , an der die Kandidaten⸗

prüfung abgelegt wurde , anzuſchließen .

Einreichungsſtelle .
§ 6.

( ) Die Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung ſind bei dem

vorgeſetzten Kreisſchulamt einzureichen .

Q] ) Kandidaten , welche zur Zeit der Anmeldung nicht im

öffentlichen Schuldienſt ſtehen , reichen ihre Geſuche durch Ver⸗

mittelung desjenigen Kreisſchulamtes ein , dem ſie zuletzt unter⸗

ſtanden .
( 3) Der Kreisſchulrat fügt den Geſuchen ſeine Bemerkungen

über die Lehrbefähigung , die Leiſtungen in der Schule und in den

vorgeſchriebenen Muſterlektionen und das Verhalten der Geſuch⸗

ſteller bei .

Meldung zur Wiederholungsprüfung .

8 7

( 1 ) Die Beſtimmungen in den S§ 5 und 6 finden auch auf die⸗

jenigen Kandidaten Anwendung , welche nach § 16 dieſer Verord⸗

nung die Prüfung zu wiederholen haben .

( 2) In dieſem Fall iſt außer den in § 5 angeführten Angaben
und Beilagen dem Geſuche um Zulaſſung eine Ort⸗ und Zeitan⸗

gabe über die nicht beſtandene Dienſtprüfung beizufügen .
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Prüfungsgegenſtände .

§ 8 .

( 1) Prüfungsfächer ſind :
1. Religionslehre .
2. Pädagogik .
3. Deutſche Sprache .
4. Geſchichte und Geographie .
5. Mathematik ( Rechnen und Geometrie ) .

6. Zoologie mit Anthropologie und Botanik .

7. Chemie , Mineralogie und Geologie .

8. Naturlehre .
9. Muſik und Zeichnen .

( 2) Ferner :
10. Franzöſiſch .
11. Engliſch .
12. Turnen .
13. Handfertigkeitsunterricht .

Einteilung der Prüfung .
§ 9.

Die 0 zerfällt in eine ſchriftliche , eine mündliche und

eine praktiſche Prüfung . Sie wird in allen Prüfungsgegenſtän⸗
den in möglichſt enge Beziehung zu der Berufs stätigkeit des Kan⸗

didaten geſetzt .

Pflichtfächer der Prüfung .
10.⏑

( 1) Jeder Kandidat hat
1. einen deutſchen Aufſatz aus dem Gebiet der Pädago⸗

gik zu fertigen ,
2. ſich der mündlichen Prüfung in Religionslehre und

Pädagogik zu unterziehen und
3. die praktiſche Prüfung in Muſik und Zeichnen abzu⸗

legen .
( J ) Die ſchriftliche wie die mündliche Prüfung erſtreckt ſich

weiter auf zwei von dem Kandidaten zu bezeichen Fächer ( 5).
von denen das eine der ſprachlich⸗hiſtoriſchen (§S 8 Ziffer 3 und 4

und das andere der mathematiſch⸗naturgeſchichtlichen Klaſſe ( 8,
Ziffer 5 bis 8 angehören muß .

Wahlfächer .
§ 11

Den Kandidaten iſt es freigeſtellt , ſich überdies in einem oder

mehreren der in § 8 Ziffer 10 bis 13 bezeichneten Fächer
einer Prüfung zu 91 ziehen .
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Prüfungsanforderungen . Schriftliche Prüfung .

812

Die Prüfungsanforderungen in den einzelnen in § 10 ,
Schlußabſatz genannten Fächern ſind in der ſchriftlichen
Prüfung folgende :

1. Mathematik . : Löſung je zweier Aufgaben aus dem
Gebiet der Algebra oder Arithmetik und der Geometrie .

2. Zoologie und Botanik . Bearbeitung eines The⸗
mas aus dem Gebiet des einen oder des andern Faches .

3. Chemie , Mineralogie und Geologie . Bear⸗
beitung einer Aufgabe aus einem der drei Gebiete .

4. Naturlehre . Bearbeitung einer Frage aus dieſem
Gebiet .

Die Arbeitszeit für die Aufgaben unter Ziffer 1 beträgt im

ganzen ſechs Stunden , für die Aufgaben unter Ziffer 2, 83 und
4 jeweils drei Stunden .

Die Anforderungen der ſchriftlichen Prüfung in den unver⸗
bindlichen Fächern (§S 11 ) ſind folgende :

5. Franzöſiſche Sprache . überſetzung eines deutſchen
proſaiſchen Tertes in die fremde Sprache und übertragung einer
poetiſchen Stelle ins Deutſche . Für die Beurteilung kommt bei
der überſetzung in die Fremdſprache die grammatiſche Richtigteit
und die phraſeologiſche und ſynonymiſche Angemeſſenheit , bei der
übertragung ins Deutſche die entſprechende Wahl des ſinnge⸗
mäßen deutſchen Ausdru

in
Betracht . Die Benützung des

terbuchs oder andere mittel iſt nicht geſtattet .
6. Engliſche Sprache . Entſprechende Anforderungen

wie in der franzöſiſchen Sprache .
7. Turnen . Die Bearbeitung zweier Aufgaben , von denen

eine aus dem Gebiet der Turnlehre oder der Turngeſchichte ein⸗

ſchließlich des Turnſpiels , die andere aus dem Gebiet der Ge⸗
rätekunde oder der Turnhygiene zu wählen iſt .

Für jede Arbeit unter Ziffer 5 bis 8 iſt eine Arbeitszeit von

zwei Stunden zu gewähren .

Wör

Mündliche Prüfung .
8 13

In der mündlichen Prüfung werden folgende An⸗

forderungen geſtellt :
1. Religionslehre .
In dieſem Gegenſtand drüfen die von den oberen Kirchen⸗

behörden ernannten Kommiſſäre nach Maßgabe der für dieſen
Teil der Prüfung von den Kirchenbehörden zu erlaſſenden Vor⸗

ſchriften ;
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2. Pädagogik .
Die Prüfung erſtreckt ſich auf :

3

b) alle Erziehungs —

c) die Kenntnis der geſe

d) den Nachweis , daß ſich der

e) die Met hodik der Unterr
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richtsplan für die Volksſchulen .

Deutſch

Die erſtreckt ſich auf :

a) Sprachlehre . genauer Vertrautheit mit dem

Stoff der Volksſchule auf dieſem Gebiet wird ver⸗

langt , daß der Kandidat die wichtigſten Erſcheinungen

der Formen und Satzlehre ſprachgeſchichtlich zu er⸗

klären verſteht und insbeſondere auf dem Gebiet der

geſchichtlichen Lautentwickelung unter Beziehung auf

die hauptſächlichſten badiſchen Mundarten einiger⸗

maßen Beſcheid weiß .
YSDentſche Literne tur . Der Kandidat hat ſich

alüber
ansgutvei ſen , daß er im allgemeinen über den

Werdegang der deutſchen Literatur ſeit der klaſſiſchen

Periode des 18. Jahrhunderts unterrichtet iſt und ſich

außerdem mit einzelnen bedeutenderen Dichterwerken
aus dieſem Zeitraum beſchäftigt hat .

4. Geſchichte mit Geographie .

à ) Allgemeine überſicht über die Geſchichte des deutſchen
Volkes und der badiſchen Heimat unter beſonderer

Betonung der neueren Geſchichte und der kulturge⸗

ſchichtlichen Entwickelung . Verfaſſung Sgeſchichte und

Bürgerkunde . Eingehendere Prüfung in einem von

dem Kandidaten anzugebenden Teilgebiet aus der

Geſchichte der Neuzeit .
b) Genaue Kenntnis der Geographie Deutſchlands und

der deutſchen Kolonien . Gedächtniszeichnen .
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5. Mathematik . Eingehende Kenntnis derjenigen Ge⸗
biete der Elementarmathematik , die mit dem Lehrſtoff der Volks⸗
ſchule in Rechnen und Geometrie in Beziehung ſtehen .

6. Zoologie mit Anth ropologie und Botanik .

Morphologie , Biologie und Phyſiologie der in der Volksſchule zu
P Haustiere , kulturpflanzenbehandelnden Tiere und Pflanz

und Handelsgewächſe , ſoweit ſie für die badiſchen . er hältniſſe in
Betracht kommen . Phyſiologie des menſchlichen Körpers und
ſeiner Organe . Hygiene .

7. Chemie . Mineralogie und Geologie . Ein

gehende Kenntnis der chemiſchen Vorgänge , der Mineralien , ſo
wie der geologiſchen Verhältniſſe , deren Behandlung im Volks⸗
ſchulunterricht vorgeſchrieben iſt. Einblick in den geologiſchen
Aufbau Badens .

8. Naturlehre . Eingehende Kenntnis derjenigen Gebiete
der Elementarphyſik , die mit dem Lehrſtoff der Volksſchule für
die Naturlehre in Beziehung ſtehen .

Die Anforderungen der mündlichen Prüfung in den unver⸗
bindlichen Fächern ( § 11 ) ſind folgende :

. Franzöſiſch . Geläufiges überſetzen franzöſiſcher Terte
is neueren Schriftſtellern . Lautlehre , Grar numatik , Synonymik .

zerslehre . Literaturgeſchichte von der Zeit Ludwigs XIV . an . —

Der Kandidat hat hinreichende Fertigkeit im Verſtehen von ge⸗
ſprochenem Franzöſiſch und im eigenen mündlichen Gebrauch der

franzöſiſchen Sprache nachzuweiſen und ſoll eine idiomatiſche
Ausſprache beſitzen .

10. Engliſch . Entſprechende Anforderungen wie im Fran⸗
zöſiſchen .

Die Prüfung in der Literaturgeſchichte bezieht ſich auf die

Zeit von Shakespeare an .
11. Turnen ( mit Einſchluß des Turnſpiels ) .

Turnlehre , Turngeſchichte , Gerätekunde . Eingehendere Kenntnis

vom Bau des menſchlichen Körpers und von der Wirkung der

Turnübungen auf denſelben . Erſte Hilfe bei

12. Handfertigkeitsunterricht . Geſchichtliche Ent⸗

wicklung , Hygiene , Pſychologie und Methode des Arbeitsunter⸗
richts . Material - und Werkzeugkunde .

I
I

al
V

Über die Anforderungen in der Religionslehre ſind von den be—

treffenden Kirchenbehörden die nachſtehenden Anordnungen ergangen :
1. Für die katholiſchen die ſeitens des UM.

unterm 23. Juni 1913 — SchB8 l XVIII —den Lehrern zur Nach⸗

achtung bekanntgegebene VO. des Erzb . 9550 vom 14. Juni 1913 .

Gemäß Ss 8, 9, 10 und 13 der Verordnuns des Mini⸗
steriums des Kultus und Unterrichts vom 30. Juli 1912 ,

die Dienstprükung der Volksschulkandidaten betreffend —
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und Verordnungsblatt von 1912 Seite 333 und 335

indidaten , welche zur Dienst -
Prüfung in der

üfung zugelassen sind . einer mündlichen

eligionslehre zu unterziehen .

Die Prüfung wird durch unsere abgenom -Kommissäre

en , die wir jeweils der Regierung zur Kenntnis bringen

erden .
In ihr sind an die Volksschulkandidaten folgende An-

rderungen zu stellen :
Kenntnis der katholischen Glaubens - , Sitten - und Gnaden -

lehre . wie sie in den drei Hauptstücken des Mittleren

Katechismus für das Erzbistum Freiburg dargestellt sind ;

über den Gesamtinhalt der ( Eröberen )

2 38 Knecht und den ge-genauer Uberblie
Biblischen Geèeschichte von Dr.

Schichtlichen Verlauf der in den beiden Teéstamenten

zum Ausdruck kommenden Heil ätigkeit Gottes ;

Sbezielle Kenntnis von 12 Nummern des Alten Testaments

und 18 Nummern Neuen Teèestaments der genannten

Biblischen Geschichte , We Iche frei erzählt , erklärt , ausge -

legt und angewandt Sollen , und zwar nach der

Anleitung des Komme chen Geschichte von

N Knecht .
Die aus dem Alten

Sind : 1. 4A ν

K

des

werden
tars zur 531

stament zu wählenden Nummern

66. 79, 88 und 94.
sind : 5

Te
58. 6605

Testaments

34. 38. 46, 54, 58. 65. 70, 84. 87, 89, 91, 93, 95 und 100;

Kenntnis der Kirchengeschichte in Umfang , wie sie

der Anhang des Mittleren Diözesankatechismus enthält ;
Biblischen Ge-

5
Die Nummern deès neuen

81,.
dem

UeEr5. kurze Angabe der bei Behandluns

schichte maßgebenden methodischen Grundsätze nach der

Anleitung im ersten Abschnitt des Kommentars von Dr. Fr

J. Knecht : ferner Kenntnis der offiziellen Lehrpläne für

den Religionsuntèrricht in den Volksschulen .
issäre haben bei der Prüfung besonders die

Die Ko äre
braktische Ausbildung der ndidaten ins Auge zu fassen .

Die Prüfungsergebnisse sind mit den Noten „ Sehr gut “

„gut “ , ziemlich gut “ , hinlänglich “ . ungenügend “ zu be⸗

zeichnen . Die Konmissä haben die Ergebnisse dem

kommission zum Eintrag in die LästenLeiter der Prüfung
einzuhändigen und e der Notenliste überVeunteruns
ihre Wahrnehmungen bei der Religionsprüfung Bericht 2

erstatten .

2 . Für die evangeliſchen Lehrer die Bkmt . des UM. vom

23. Juni 1913 — SchVOBl . Nr. XVIII .

Gemäß §S 13. Zikter 1 der Dienstprüfungsorduung Vom
0 8 5 5
30. Juli 1912 geben wir bekannt , daß nach Mitteiluns des

Kandidaten in der

Religionslehre
1905 , den evangeli⸗

Oberkirchenrates die
eVvangelischer

Evangelischen
Prüfung in
mit der Verordnung vom 19. Februar
schen Religionsunterricht in den Volksschulen betreffend .

und dem darin genannten Lehrstoff vertraut sein müssen .
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Auberdem wird jedem Kandidaten gestatteét , 8S Geéesangbuch -
lieder und je 4 biblische Geschichten des alten und des
neuen Testaments zu bezeichnen , über deren methodische
Behandlung sich eingehend zu äußern er vorbereitet ist .
Bei der Auswahl der Stücke sind die verschiedenen Schul -
jahre zu berücksichtigen , und der Prüfende wird dann da -
von ein Lied beziehungsweise eine Geschichte bestimmen .
deren methodische Behandlung der Kandidat mündlich zu
Skizzieren hat .

Im übrigen bleibt es bis zur Erlassung einer Prüfungs -
ordnung , in welcher die Anforderungen für die Prüfung in
der evangelischen KReligionslehre genau bestimmt werden
Sollen , bei der bisherigen Ubung mit der Maßgabe , daßb der
Religionsprüfungskommissär noch mehr als bisher die Auf -
merksamkeit den meèethodischen Kenntnissen und der prakti -
schen Befähigung der Kandidaten zuwenden wird .

3. Für dieisraelitiſchen Lehrer die Bktm . vom 23. Juni
1913 — SchVOBl . Nr . XVIII .

Gemäß § 13. Zitter 1 der Dienstprüfungsordnung vom
30. Juli 1912 geben wir bekannt , daß nach Mitteilung des
Oberrats der Israeliten die Prüfung in israeliti -
Scher Religionslehre bei der Dienstprüfung auch
künftighin nach den Bestimmungen der Verordnung des
Oberrats vom 1. Oktober 1897 , die zweite Prüfung ODienst -
prüfung ) der israelitischen Religionslehrer und - Lehrerinnen
betreffend ( Verordnungsblatt des Oberschulrats 1898 , S. 12) ,
abgenommen werden wird .

Praktiſche Prüfung .
8 14 .

Zur praktiſchen Prüfung gehören :
I. Für alle Kandidaten :

I . MAfik⸗

a) Vortrag von Volks - und Kirchenliedern auf der

Violine ohne Noten ;
b) Vorſingen einfacher Lieder ohne Begleitung ;
c) Spielen eines Präludiums und vierſtimmige

Modulation nach angegebenem Gange auf der

Orgel für Katholiten und Proteſtanten .

d) 1. für Katholiken : Korrekter Vortrag eines

deutſchen Kirchenliedes aus dem Orgelbuch zum
Diözeſangeſangbuch „ Magnifikat “ und eines

Stückes aus dem Ordinarium Miſſae nach einer

harmoniſierten Vorlage ;
2. für Proteſtanten : Korrekter Vortrag eines

Choralſatzes aus dem Choralbuch der Landeskirche
und zwar , ſofern derſelbe einer der bekannteren

Melodien angehört , womöglich auswendig .
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(8§ 1 % beſchränken ſich auf

8- Und Kirchenliedern auf der Vio⸗

Lieder ohne Begleitung .

18.

Gebühr von 20 / zu entrichter

s vom . 8. Dez . 1924 — ABl . 1925 Nr . 1.

teriumsS 8 8 8 3 E 8 —8 8 — 83 E 8

vom 18. 9 ri

über die Ausbildung der

Staat
13 K * 85 88

2a¶e niniſterium verordnet im Namen des

Volkes , was folgt :

Handarbeitslehrerinnenſeminar .

Zur Ausbildung von Lehrerinnen für den Handarbeitsunter⸗
richt der Schülerinnen der Volks⸗ und ortbildungsſchule ſowie
der Höheren Mädchenſchulen wird in Karl 7 ein Seminar ein⸗

gerichtet mit der Bezeichnung : Handarbeitslehrerinnenſeminar .

15

575¹o

Dem Seminar kommt auch die Ausbildung der an den Gewerbe —

ſchulen zu verwendenden Handarbeitslehrerinnen zu.
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Dauer der Ausbildung .
829 2—

Die Ausbildung der Lehrerinnen un Nfe

ehrgang . Nur für einfache Schulverhältn

darf Lehrerinnen in einem mindeſtens einjäh

gebildet werden .

aßt einen dreijährige
liſſe können nach Be⸗

rigen Lehrgang aus⸗
QTe
1

6

Vergl . die Bmkg . Seite 97 ff.

Einfache Verhältniſſe werden in der Regel an denjenigen Schul en

beſtehen , an denen die Zahl der lich zu erteilenden Unterrichts

ſtunden ſo gering iſt , daß die Lehrerin nicht voll beſchäftigt werden kann.

8 S3.

Das Unterrichtsminiſterium wird mit dem Vollzug dieſer

Verordnung beauftragt .

4. Bekanntmachung des Miniſteriums des Kultus und
Unterrichts

vom 7. April 1925 — ABl . Nr . 19

Schulordnung für das Handarbeitslehrerinnenſeminar .

Zum Vollzug des § 3 der Verordnung des Staatsmini⸗

ſteriums vom 18. April 1925 über die Ausbildung der Hand⸗

arbeitslehrerinnen ergeht folgende i1 f l

Schulordnung .

Wegen des Datums der BO. vergl . Seite 98.

Schuljahrbeginn .
88

Das Schuljahr beginnt und endigt jeweils an Oſtern . Die
Aufnahme findet nach Bedarf ſtatt und hängt vom Beſtehen einer

Aufnahmeprüfung ab , deren Zeitpunkt jeweils durch das Unter⸗

richtsminiſterium im Amtsblatt bekanntgegeben wird .

Aufnahmebedingungen .
8

ift ahnme ſind neben dem Nachw

ehen der Aufnahmeprüfung
Bedingungen für die Aufna

voller Geſundheit und dem Beſte

1. für den dreijährigen Lehrgang :

à ) Alter von 17 bis 25 Jahren ,
b) Nachweis des erfolgreichen Beſuchs einer Höheren

Mädchenſchule oder einer gleichartigen Vorbildung (wver⸗

gleiche § S 5 J Ziffer 3) ,
2. für den einjährigen Lehrgang :

b) Nachweis einer ordnungsgemäßen Vol lksſchulbildung,
c) Nachweis einer angemeſſenen Weiterbildung in Hand⸗

arbeiten und Zeichnen .
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Anmeldung zur Aufnahmeprüfung .
58

Die Anmeldung zur Aufnahmeprüfung iſt an die Leitung

Handarbeitslehrerim ienſeminars in Karlsruhe zu richten .
izufügen ſind :

1. ein von der Bewerberin ſelbſtverfaßter und geſchriebener
Lebenslauf mit genauen Angaben über Name , Stand und

Wohnort der Eltern , über Religionsbekenntnis und Bil⸗

—

888ES.

A

dungsgang , namentlich über die in §S 51 Ziffer 3 gefor⸗
derte Weiterbi ldung ,

2. Geburtsſchein und Zeugnis der Wiederimpfung ,
3. Zeugniſſe über

355
genoſſene Schul⸗ und Weiterbildung ,

J. ein Le 11 zeugnis ,
5. ein bezirksär ſliches Zeugnis über körperliche Beſchaffen⸗

5 Kullls! heit und Geſundheitszuſtand ,
6. die ſchriftliche , vom Bürgermeiſteramt beglaubigte Er⸗

klärung , daß die Mittel zur Ausbildung als Handarbeits⸗
lehrerin vorhanden ſind und be ihbhenkt werden . Bei

Minderjährigen hat der geſetzliche Vertreter dieſe Er⸗

klärung abzugeben und ſeine Einwilligung zu erteilen .

Zulaſſung zur Prüfung .
ι 4.

Die Entſcheidung über die Zulaſſung zur Prüfung trifft d
Unterrichtsminiſterium .

Anforderungen für die Aufnahmeprüfung .

8

( 1) In der Aufnahmeprüfung wird verlangt :

I. Von den Bewerberinnen für den dreijährigen Lehrgang :

1. In Handarbeit : Das Anfertigen eines einfachen Gegen⸗

ſtandes mit Anwendung verſchiedener Nähſtiche , Nähte
und Säume ſowie mit einfacher Verzierung ; Knopfloch ,

Knopfannähen ; Einnähen eines Flickes ; Wäſchezeichnen
mittels Stiel⸗ und Kreuzſtiches , Zuſammennähen zuge⸗

ſchnittener Wäſcheſtücke mit der Hand und der Näh⸗

maſchine ; Wäſcheſtopfen ; eine ſchwierigere Häkel⸗ und

Strickarbeit nach Vorlage ; Schnittzeichnen und Zuſchnei⸗
den nach Körpermaßen .

Im Zeichnen : Perſpektiviſche Darſtellung von einfachen

Naturgegenſtänden ( Geräte , Gefäße , Pflanzen und der⸗

gleichen ) mittels Bleiſtift und in einfacher Farbengebung
mit Waſſerfarben . übung im Darſtellen von geometriſchen
Körpern und deren Mante labwicklungen mit Bleiſtift ,

Zirkel , Winkel und Reißſchiene ; übung im freien Zeichnen
38
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nach Natur ( einfaches Stilleben , Naturausſchnitte und

dergleichen ) in Bleiftift , auch einfache farbige Wiedergabe ;

übung im Kohle - und Kreidezeichnen .

3. In den allgemein bildenden Fächern von den Prüflingen ,

denen die in §S 2 Ziffer 1 b vorgeſehenen Zeugniſſe fehlen :

à) im Deutſchen : Vertrautheit mit einigen Werken der

deutſchen Literatur ,

p) im Rechnen : das bürgerliche Rechnen im vollen Um⸗
D

fang .
II . Von den Bewerberinnen für den einjährigen Lehrgang :

1. In Handarbeiten : Das Anfertigen eines einfachen Gegen⸗

ſtandes mit Anwendung verſchiedener Nähſtiche , Nähte ,

Säume ſowie mit einfacher Verzierung ; Knopfloch , Knopf⸗

annähen ; eine einfache Häkel⸗ und Strickarbeit nach Vor⸗

lage ; Nähen einer Naht mit der Nähmaſchine . Einnähen

eines einfachen Flickes ; einfaches Wäſchezeichnen mittels

Stiel⸗ und Kreußſtich

2. Im Zeichnen : Das Nachzeichnen eines einfachen Orna⸗

ments , das mit der weiblichen Handarbeit in Beziehung

ſteht ; Kenntnis der Farben .

3. In den allger in bildenden Fächern : die Kenntniſſe und

Fertigkeiten, die in Volks⸗ und Fortbildungsſchulen ver⸗

mittelt werden .

( 2) Jede der beiden Gruppen hat entſprechende Aufgaben in

ſchriftlich zu bearbeiten .Deutſch ( Aufſatz ) und Rechnen

i Leherer ( innen ) verſammlung des Handarbeitslehrer⸗

innenſeminars hat dem Unterrichtsminiſterium für die ſchriftlich

2¹ fgaben in Deutſch und Rechnen Vorſchläge116zu bearbeitenden An
3 ö

1 l

zur Auswahl zu unterbreiten .

Arbeitsſtoffe für die Aufnahmsprüfung .

86 .
iiFdiſ NRfiiſn AN ie

Die für die Prüfung notwendigen Arbeitsſtoffe haben die
Teilnehmerinnen zu ſtellen .

Schlußprüfung . 5
8

Am Schluſſe der Ausbildung findet eine Abſchlußprüfung
7 7 10 1 * K 1 1 „IiN 2 8 —7 4

nach Maßgabe einer vom Unterrichtsminiſterium erlaſſenen
Prüfungsordnung ſtatt .

Heim für Wohnung und Verpflegung .

8§8 8.

83
1

( 4) , Dem Seminar wird ein Heim angegliedert , in welchem

Schülerinnen gegen Entgelt Wohnung und Verpflegung erhalten .
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( 2) Von der Leitung der
miniſterium zu genehmig

Schülerinnen , die

nung zu ſchulden kommer 1
Unterrichtsminif loſſen werden .

Jerien .

25* SEe K Niachor R 114 *darf jährlich elf Wochen nicht über⸗Die Dauer der Fer
ſteigen .

Davon ſind zwei
Wochen in die Zeit vor
in die Pfingſtzeit und

Diſziplinarmittel .

dleiterin ,
68 vor der Lehrerſünnen

geſetzlichen Ver⸗

Lel vrerd innen)verſ ſamm⸗
verfügt W

kann die Lehrer⸗

hluß einer Schülerin aus

Lehranſtalten .

Pflichten der Anf

hrerlinnen ) verſ am umlung
en , der Zeugnisnoten und

e Beſtimmu für

Anwendung .

5 ich der
Klaſſen erlinne

der Ausitel 1 bon
KB52
Sahres 1 f
Höheren Lehr

dorden
anſtalten ſinngem

r für die Höheren Lehranſtalten vom 8.
SchBOBl . Nr .

Ubergangsbeſtimmung .
§ 12.

Für die an Oſtern 1925 erfolgenden Aufnahmen und die
bereits in Ausbildung ſtehenden Schülerinnen gelten die 5

herigen Beſtimmungen

Inkrafttreten der Verordnung .
§ 13.

Dieſe Schulordnung tritt mit Beginn des !
in Kraft .

2Schuljhares 1925/26G
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tniſſe fehlt es z. Zt. noch an
Zur vollſtändigen Ordnung der Verhält lt es 3

Handarbeitsſeminar zugrunde
einer VO. über den der Ausbildung im

zu legenden Lehrplan ſowie einer Prüfungsordnung . Beide

VodO. können um ſo weniger entbehrt werden , als zur Ablegung der

in 8§8 1 und 2 der VO. des StM . vorgeſehenen Prüfungen auch ſolche

zugelaſſen werden ſollten , die ihre Ausbildung außerhalb des Seminars ,

teils auf privatem Weg , teils durch Beſuch einer entſprechend eingerich⸗

teten nichtſtaatlichen Ausbildungsanſtalt erworben haben . Dieſer Weg

der Ausbildung darf um ſo weniger ausgeſchloſſen werden , als eine

ſtaatliche Monopoliſierung der Ausbildung Widerſpruch ſtände nicht

nur mit der bis dahin beſtandenen Übung , ſondern auch mit dem für die

Lehrer der Volksſchule in dem Geſetz vom 30. März feſtgelegten Grund⸗

ſatz der freien Ausbildung . Abgeſehen davon würde ſolche Maß⸗

nahme wirtſchaftlich einen ſchweren Eingriff bedeuten für die z. Zt. be⸗

ſtehenden , bewährten Ausbildungsanſtalten , wie auch für die Ausbil⸗

dungsluſtigen , denen dadurch die Möglichkeit entzogen würde , die für

die Prüfung erforderlichen Kenntniſſe und Fertigkeiten am Wohnort

ſelbſt oder dech wenigſtens in deſſen Nähe leichter und vor allem

mit viel geringeren Koſten ſich anzueignen .

5. Verordnung des Miniſteriums des Kultus und
Unterrichts

vom 23. Dezember 1913 — SchVOBl . Nr . XXXVXVIII in der Faſſung der

VO. vom 26. Avril 1920 — ABl . Nr . 18

über das Verfahren bei Beſetzung von Hauptlehrerſtellen .
Die Bekanntmachung des M. d. K. u. U. vom 30. April 1924, das

Verfahren bei Beſetzung erledigter Stellen an Volksſchulen betr . —

ABl . 21 — war in ihrer Geltung auf die Zeit der unmittelbaren Be⸗

ſetzung der Hauptlehrerſtellen durch das Miniſterium während

des Perſonalabbaues beſchränkt und hat ihre Gültigkeit mit dem Abla

des Jahres 1924 verloren .

Uf

Beſetzung von Hanuptlehrerſtellen .

Ausſchreiben .
§S 1.

Erledigte oder neuerrichtete Hauptlehrerſtellen an Volfs⸗

ſchulen werden durch das Unterrichtsminiſterium zur Bewerbung

ausgeſchrieben . Wenn einer Gemeinde das Vorſchlagsrecht für

die Beſetzung einer Hauptlehrerſtelle zuſteht , ſo iſt dies im Aus⸗

ſchreiben zu bemerken .

SchG . 8 50.

Bewerbungen .
§ 2.

( 0 Bewerbungen um ausgeſchriebene Hauptlehrerſte

lb der im Ausſchreiben bezeichneten Friſt auf den

Dienſtweg bei dem vorgeſetzten Kreisſchulamt und wenn

llen ſind

inne t geord⸗

neten

Wumugef
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der Bewerber an einer höheren Lehranſtalt angeſtellt iſt , bei dem

Anſtaltsleiter ſchriftlich einzureichen .

( 2) Bewerber , die nicht im öffentlichen Schuldienſt ſtehen ,
haben ihre Geſuche an dasjenige Kreisſchulamt zu richten , in

deſſen Bezirk ſie zuletzt im Schuldienſt verwendet waren .
( 3) Bewerber , deren Geſuche erſt nach Umfluß der Friſt ein⸗

kommen , haben keinen Anſpruch auf Berückſichtigung .

Lehrer , deren Bewerbungen bei Beſetzung einer Stelle nicht berück—

ſichtigt wurden , haben keinen Anſpruch darauf , die Gründe hiefür zu
erfahren . Das UM. hat hierauf abzielende Eingaben ſtets aus grund —
ſätzlichen Erwägungen abgelehnt

Inhalt der Bewerbungen .
3.

Die Bewerbungen müſſen in nachſtehender Reihenfolge an⸗

geben :

1. Vor⸗ und Zuname , Geburtszeit und Ort , Religions⸗

bekenntnis und Familienſtand des Bewerbers ,

2. die Zeit der Aufnahme unter die Volksſchulkandidaten und

der Ablegung der Dienſtprüfung , unter Anſchluß einer

Abſchrift des Dienſtprüfungszeugniſſes ,
3. den Zeitpunkt des Eintritts in den öffentlichen Schui⸗

dienſt , ſowie den Ort und die Dauer der dermaligen Ver⸗

wendung ,
1. die außerhalb des öffentlichen Schuldienſtes zugebrachten

Zeitabſchnitte mit Bezeichnung des Tages des Austritts

und des Wiedereintritts , ſowie der Gründe für das Aus⸗

ſcheiden aus dem öffentlichen Schuldienſt ,
5. etwaige beſondere Fachkenntniſſe und Fertigkeiten , wie

die Ausbildung für fremdſprachlichen Unterricht , für

Turnen , Zeichnen , gewerblichen und allgemeinen Fort⸗

bildungsunterricht , Handfertigkeits⸗ , Haushaltungs⸗ und

Handarbeitsunterricht ,
6. etwaige beſondere Gründe für die Bewerbung ,

7. die Unterſchrift des Bewerbers .

Nach Bktm . des UM. vom 2. Februar 1922 — ABl . Nr . 4 — ſind

die Angaben über „ etwaige beſondere Gründe für die Bewerbung “ ſtets
auf einem beſonderen Blatt beizufügen .

⏑

Ausharrungsfriſt . Anvollſtändige Bewerbungen .

8 4.

( i ) Bewerber , die ihre letzte Stelle als Hauptlehrer noch nicht
drei Jahre innehaben , werden nur berückſichtigt , wenn ſie

dringende Gründe für einen Stellenwechſel nachweiſen .
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( 2) Bewerbungen , die Vorſchriften des § 3 nicht ent⸗

ſprechen , ſind den Bewerbern alsbald zur Ergänzung zurückzu

geben . Wird dieſer Auflage niecht innerhe alb. der Bewerbungsfritt
8

entſprochen , ſo findet die Beſtimmung des 8 22 Abſ . 3 Anwendung .

Die Rückſendung hat als portopflichtige Dienſtſache zu erfolgen.

überſendung der Bewerbungen an das für die Beſetzung zuſtändige

Kreisſchulamt .
2.

150
Behörde , bei der die Bewerbung eingereicht iſt , hat ſie

innerhalb einer Woche nach Ablauf der Bewerbungsfriſt dem

Krei chulennd zu überſenden , in deſſen Dienſtbezirk die aus⸗

geſchriebene Stelle gelegen iſt . Der Bewerbung iſt auf einem be⸗

ſonderen Blatt ein Dienſtzeugnis beizulegen , das anzugeben hat :

1. ein Urteil über Dienſtfleiß , Verhalten und Leiſtungen

des Buoedbers,
2. die in den letzten drei Jahren gegen den Bewerber er⸗

kannten und nicht gelöſchten gerichtlichen und dienſtpoli⸗
zeilichen Strafen

3. die beſonderen Fachkennt niſſe oder Fertigkeiten des

werbers mit Angabe , ob ſie in ſtaatlichen Aus sbildungs⸗

kurſen erworben oder durch Prüfungen nachgewieſen ſind .

Bei der Beurteilung der Leiſtunge n iſt nicht der Stand der

Schule , ſondern die von dem Lehrer geleiſtete Arbeit in Betracht
zu ziehen .

22

Be⸗

1. Das Dienſtzeugnis iſt — auch für Lehrer an Schulen der Städte

mit Rektoren ( SchBVo . § 44) — von dem Kreisſchulamt bezw

dem Stadtſchulamt auszuſtellen .
Zu Abſ . 1 Ziff . 2 vergl . SchBBoO . § 59 Seite 287 ff. und die An⸗

ordnungen über die Löſchung von Diſziplinarſtrafen Seite 296.

Aufſtellung der Bewerberliſte .
§ 6.

( 1) Das chulamt , in deſſen Dienſtbezirk die zur Be—

werbung ausgeſchriebene Stelle liegt , hat eine Liſte der als Be⸗

werber aufgetretenen Lehrer in der Reihenfolge der Aufnahne

unter die Volksſchulkandidaten nach anliegendem Muſter aufzu⸗

ſtellen und zunächſt nur die Spalten 1 bis 13 auszufüllen . Von

der Ausfüllung der Spalten 3 bis 13 kann bei denjenigen Be⸗

werbern abgeſehen werden , von denen mit Beſtimmtheit anzü⸗

nehmen iſt , daß ſie nach ihrem Dienſtalter bei der Beſetzung der
Stelle überhaupt nicht in Betracht kommen .

( 2) Wenn ein Bewerber nicht die ganze Zeit ſeit ſeiner Auf⸗

nahme unter die 01ksſchulkandidaten im öffentlichen Schuldienſt

zugebracht hat , ſo iſt diesin der Spalte „ Bemerkungen “ anzugeben .

Wühean
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63) In die Liſte ſind ferner diejenigen Hauptlehrer aufzu⸗

nehmen , welche vom Unterrichtsminiſterium hierfür beſtimmt

werden , weil gegen ſie auf Strafverſetzung erkannt iſt oder die

Verſetzung von ihrer Stelle durchaus unverſchiebbar iſt (8S§ 51

und 68 des Schulgeſetzes und §S 8m des Beamtengeſetzes ) .

In die Bewerberliſte ſind Lehrer , die ſich nicht gemeldet haben , nur

nach beſonderer Anordnung des UM. aufzunehmen . Das UM. hat in

dieſer Beziehung unterm 27. März 1926 — ABl . Nr . 13 —nachſtehende

Bekanntmachung erlaſſen :

Kuf Ausschreiben erledigter Hauptlehrerstellen sind in

letzten Zeit häufig entweder gar keine oder nur 80
der
wenige Bewerbungen eingegangen , daßb eine Stellenbesetzung

unmöglich oder besonders erschwert war . Vielfach ist der

Mangel an Bewerbungen daraus zu erklären , daß manche

ältere unständige Lehrer glauben , mit der Zeit eine ihnen

besser zusagende Stelle an ihrem Anstellungsort ersitzen zu

können . Einer solchen Auffassung wird künftighin von

hier aus dadurch begegnet , dab ältere nichtplanmähige

Lehrer . , die sich nicht rechtzeitig um eine ihrem Dienstalter

und ihrer Befähigung entsprechende Anfängerstelle be -

mühen , versetzt und als Hilfslehrer oder Schulverwalter ver -

wendet werden , ohne daß dabei ihre persönlichen Sonder -

wWünsche Berücksichtigung finden können . Ich weise ferner

darauf hin , dagß nach §S 50 Absatz 2 des Schulgesetzes in das

der Ortsschulbebhörde vorzulegende Verzeichnis nicht blob

die als Bewerber aufgetretenen “ , sondern auch die „sonst “ ,

d. h. ohne Bewerbung ain Betracht kommenden “

Unterlehrer aufgenommen werden können .

Überſendung der Bewerberliſte an die Ortsſchulbehörde .

83

Die Bewerberliſte iſt ſpäteſtens drei Wochen nach Umlauf der

8 3 3 0 8

Bewerbungsfriſt der Ortsſchulbehörde der Volksſchule , an der die

Hauptlehrerſtelle zu beſetzen iſt , unter Hinweis auf § 50 Abſatz

2 des Schulgeſetzes mit der Aufforderung zu überſenden , ſie nach

Umfluß der vom Kreisſchulamt in der Regel auf vierzehn Tage

feſtzuſetzenden Friſt wieder vorzulegen und dabei etwaige Beden⸗

ken oder beſondere Wünſche mit kurzer ſachlicher Begründung vor⸗

zutragen .

Vergl . anl . Muſter . SchBO . 8 19. SchG . §S 50 Bmkg . 2 Seite 94.

Vorlage an das Unterrichtsminiſterium .
8 8.

Das Kreisſchulamt hat den Bericht der Ortsſchulbehörde ſamt

den Bewerbungen und der Bewerberliſte nach Ausfüllung der

Spalten 14 , 15 und 16 mit ſeinen Anträgen an das Unterrichts⸗
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Die Bewerbungen ſind mit fortlaufen⸗
miniſterium zu überſenden .

den Nummern zu verſehen und zu heften .

Die Kreisſchulämter ſind durch Runderlaß des UM. vom 6. Februar

1922 angewieſen , der Vorlage an das UM. die Bewerbungseingaben nicht

anzuſchließen , wohl aber die dieſen auf beſonderem Blatt beigefügten

etwaigen beſonderen Gründe für die Bewerbung . Vergl . Bmkg . zu 8 3.

Ferner haben die Kreisſchulämter nach Runderlaß des UM. vom

22. September 1923 bei Vorlage der Bewerbungsakten an das UM ſich

jeweils auch über die mit der Stellenbeſetzung zuſammenhängende Woh⸗

nungsfrage zu äußern .

Vorſchlagsrecht der Gemeinde .

9722

( 1) Wenn einer Gemeinde das Vorſchlagsrecht für eine

Hauptlehrerſtelle zuſteht , ſo hat das Kreisſchulamt die Bewerber⸗

liſte und die Bewerbungen ſamt Dienſtzeugniſſen dem Gemeinde⸗

rat mit der Aufforderung zu überſenden , ſeine Vorſchläge binnen

vier Wochen bei dem Kreisſchulamt einzureichen .
Der Vorſchlag des Gemeinderats , dem die gutachtliche

Außerung der Ortsſchulbehörde beizulegen iſt , iſt vom Kreis⸗

ſchulamt mit den Bewerbungen und der Bewerberliſte dem Unter⸗

richtsminiſterium vorzulegen .

SchG . § 50 Abſ . 3, Seite 94 Ziff . 3.

Beanſtandung des Vorſchlags .

§ 10.

( 0 Wenn das Unterrichtsminiſterium Anſtand nimmt , die

ausgeſchriebene Hauptlehrerſtelle dem vom Gemeinderat vorge —

ſchlagenen Lehrer zu übertragen , ſo läßt es dem Gemeinderat

durch Vermittelung des Kreisſchulamts die Gründe hiefür er⸗

öffnen . Der Gemeinderat hat ſodann binnen vier Wochen aus

den um die Stelle aufgetretenen Bewerbern einen anderen Lehrer

vorzuſchlagen .

5 ( 2) Macht der Gemeinderat innerhalb der bezeichneten Friſt

dan Vorſchlag oder gibt der zweite Vorſchlag. wieder

Anlaß zur Beanſtandung , ſo kann das Unterrichtsminiſterium die

Stelle aus der Zahl der aufgetretenen Bewerber unmittelbor

beſetzen .

Beſetzung von Hauptlehrerſtellen an Volksſchulen der Städte⸗

ordnungsſtädte .

Die nachſtehenden Vorſchriften ſind in ihrer Anwendung auf die
vormaligen Städteordnungsſtädte beſchränk

i
ormalig Städ zungsſtäd änkt und gelten nicht auch füt

die übrigen Städte .
8 0 6
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14

Die Vorſchriften der § § 1 bis 6 finden auf die Beſetzung von
Hauptlehrerſtellen in Volksſchulen der Städte ordnungsfſtädte mit

folgenden Anderungen Anwendung .

Ausſchreiben . Mitteilung der Bewerbungen an den Stadtrat . Vorlage
an das Unterrichtsminiſterium .

12

( J ) In dem Ausſchreiben iſt anzugeben , daß das Recht der

Beſetzung der Stelle dem Stadtrat zuſteht .
( 2) Die bei den Kreisſchulämtern eingekommenen Bewer⸗ —

bungen ſind mit den Dienſtzeugniſſen an den zur Beſetzung der
Stelle zuſtändigen Stadtrat weiterzugeben .

( 3) Der Stadtrat hat die Bewerberliſte aufzuſtellen und ſie

ſamt den Bewerbungen an das Kreisſchulamt zur Vorlage an das

Unterrichtsminiſterium zu überſenden . Dabei ſind die für die

Beſetzung der Stelle in Ausſicht genommenen Lehrer namhaft zu
machen , und es iſt gleichzeitig der Tag zu bezeichnen , auf den die

Ernennung erfolgen ſoll . Die Mitleikung des Stadtrats an das

Kreisſchulamt hat ſo zeitig zu erfolgen , daß bis zu dem für die

Beſetzung der Stelle in Ausſicht genommenen Tag ein Zeitraum
von mindeſtens vier Wochen verbleibt .

SchG . § 126 und die Bmkg . dazu Seite 166.

ι⏑ι

Stellungnahme des Unterrichtsminiſteriums .

8

( ) Das Unterrichtsminiſterium teilt dem Stadtrat unter

gleichzeitiger Benachrichtigung des Kreisſchulamts unmittelbar

mit , ob und aus welchem Grunde der eine oder der andere der

namh
55

gemachten Lehrer abgelehnt wird .

) Ein vom Unterrichtsu üniſterium abgelehnter Lehrer darf
auf 0 zu beſetzende Stelle nicht ernannt werden .

Ernennung durch den Stadtrat .

§ 145

( ) Der Stadtrat hat die von ihm ausgeſprochene Ernen⸗

nung dem Unterricht tsminiſterium anzuzeigen 4905 dabei die Be⸗

werbungen wieder vorzulegen . Das Unterrichtsminiſterium läßt

das Kreisſchulamt dem von ſeiner Ernennung untet

ſtſezung des Tages für den Dienſtantritt Eröffnung machen .

( 2) Die von dem Unterrichtsminiſterium ausgefertigte Be⸗

ſtallung (§S 126 letzter Abſatz des Schulgeſetzes ) wird dem Ernann⸗
ten durch den Stadtrat zugeſtellt .

Eine vorläufige Benachrichtigung durch den Stadtrat über die von

ihm ausgeſprochene Ernennung iſt nicht ſtatthaft .

WNRNRNrr
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Verfahren ohne Ausſchreiben .
8 15.

bis 14 finden in den Fällen , in
Die Vorſchriften der 8 § 12

hat , entſprechende An⸗
denen ein Ausſchreiben nicht ſtattgefunder

wendung .

11 —14 vorgeſchriebene Verfahren findet nach einer

zwiſchen dem UM. und den vormaligen Städteordnungsſtädten ge⸗

troffenen Vereinbarung vorerſt — bis zur anderweiten geſetzlichen Rege⸗

lung —auch auf die planmäßige Anſtellung von Handarbeitslehrerinnen

Anwendung . Die Zuweiſung nichtplanmäßiger Handarbeitslehrerinnen

erſolgt wie die Anweiſung der übrigen unſtändigen Lehrer durch das

UM. Vergl . hiezu die Bmkg . zu SchG . § 53 Seite 97 ff.

Das in den 88

Beſetzung durch das Unterrichtsminiſterium .

§ 16.

5
Wenn das Ernennungsrecht für den einzelnen Beſetzungs⸗

fall auf das Unterrichtsminiſterium übergeht ( 8 127 des Schul⸗

geſetzes ) , ſo finden auf das Verfahren die Vorſchriften der §8 6

und 8 dieſer Verordnung mit der Maßgabe Anwendung , daß die

Bewerbungen unmittelbar an das Unterrichtsminiſterium vorzu⸗

legen ſind .

Vergl . Bmkg . zu § 127 Seite 167.

Beſetzung von Schulleiter - und Rektorenſtellen .

8

( 1) Die Vorſchriften dieſer Verordnung gelten auch für die

Beſetzung von Stellen der Schulleiter und Rektoren mit der Maß⸗

gabejedoch , daß die bei dem Kreisſchulamt , in deſſen Dienſtbezirk

die Stelle zu beſetzen iſt , eingekommenen Bewerbungen ſamt der

Bewerberliſte ( § 6) zunächſt dem Unterrichtsminiſterium vorzu⸗

legen ſind .

W
Wenn das Unterrichtsminiſterium . Bedenken trägt , den vorgetragenen

Wünſchen nach Ernennung einer beſtimmten Perſon zu entſprechen , gibt

es. bevor die Ernennung einer anderen Perſönlichkeit erfolgt , den ört⸗

lichen Behörden nochmals Gelegenheit zur Außerung .
5

1 Für A chen der Rektorſtellen in den Städteordnungsſtädten ,

die keine Stadtſchulämter haben , gelten die Vorſchriften in Art .

PAV9 . Seite 150.

2 Abl . 2 iſt durch Art . 1 der Bo . des UM. vom 24. April 1025

über die Schulbehörden der Volksſchule aufgehoben worden . Vergl . hie⸗

zu SchG . § 50 Bmkg . 4 Seite 95.
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Muſter zu 8 7.

Kreisſchulamt .

den ten 3

Die Ortsſchulbehörde in

§S 50 Abſatz 2 des Schulge —

ſetzes vom 7. Juli 1910 die Liſte der als Bewerber um die erle⸗

digte Hauptlehrerſtelle an dortiger Volksſchule aufgetretenen oder

ſonſt bei der Beſetzung der Stelle in Betracht kommenden Lehrer

mit der Aufforderung , die Liſte ſpäteſtens nach Umfluß von ..

Tagen wieder anher vorzulegen . Der Ortsſchulbehörde bleibt

überlaſſen , bei der Wiedervorlage etwaige Bedenken oder beſon⸗

dere Wünſche mit kurzer ſachlicher Begründung vorzutragen .

Unterſchrift .
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11 12 13 14 15 16 17

der Iſt der Bewerber

.
2 8
3 — 2
8 Bemer⸗

3 ver⸗ für Or⸗

Dienſt⸗⸗ 3 8 3 S. Iheiratet ? ganiſten⸗ kungen
3 — dienſt

befähigt ?
prüfung 5ledig ?

Flei
0

Die Spalten 14, 15, 16, 17 ſind erſt nach Rückkunft der Bewerber⸗

liſte von dem Kreisſchulamt auszufüllen .
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6. Dienſtweiſung für die Lehrer an Volksſchulen .

Vo . des vorm . OSchht vom 4. März 1894 SchVOBl . Nr. III

Dienſtrang .
81 .

Sind an einer Volksſchule mehrere W angeſtellt , ſo be⸗

ſtimmt ſich deren Rangfolge lediglich nach ? 15
gabei hres Dienſt⸗

alters von der erſten etatmäßigen Ar tel ing an gerechnet —

und zwar ohne Rückſicht auf die Stelle , wel einzelne Lehrer

unter dem früheren Geſetz über den Siemen nterricht an der

betreffenden Volksſchule eingenommen hatte .

SchG . 8§88§ 13, 17, 29 Abſ . 3
88

Allgemeine Beamtenpflichten .

( 1) Die Lehrer werden ſich beſtreben , in Gemäßheit der Vor⸗

ſchrift in §S 8 des Beanitengeſetzes alle Obliegenheiten des ihnen

übertragenen Amtes den beſtehenden Geſetzen , Verordnungen und

ziſſenhaft wahrzunehmen und

durch ihr Verhalten in und 1
Amte der Achtung und des

Vertrauens , die ihr Beruf ich würdig zu erweiſen .
i

iht man ſich von ihn en insbeſondere einer ge⸗

8 Nentſprechend 9

s §S 12 des Beamtengeſetzes und der §88 12 und

ordnung vom 27. Dezember 1889 , betreffend

Schulverordnungsblatt 1890 Nr. XIV,

g von Nebenbeſchäftigungen , ſowie
in § 8 der landesherrlichen Verordnung vom

13 der

27. landesherrlichen Verordnung vom 17.

Juli 1 ndung des Beamtengeſetzes auf die Lehrer
an Volk und der en Bekanntmachung vom 27. Auguſt
1892 — Scht bl XI , 181 —über die Ver⸗

ehelichung .

Abſ . 1. gibt den Wortlaut des §S 8 BG . wieder , deſſen Abſ . 2, 3 u. 4

weiter beſtimmen :

dem Dienstantritt auf getreue Er⸗

iten eidlich zu verpflichten .
iensteid verpflichtet auch für alle Amter ,

en werden .
diensteidliche Verpflichtung etwa unterblieben ,

80 ist auf die Gü keit der Amtshandlungen und auf
die Lrantwort tlichkeit für Pflichtverletzungen ohne E influh ,

Uber die Form , in wele der Beamteneid zu leiſten iſt , beſtimmt
§ 18 der VVO . z. BG . vom 10. Juli 1909 in der Faſſung der Vo. des
StM . vom 24. Oktober 1919 — SchVOBl . Nr . 37 —:



Dienſtweiſung für die Lehrer an Volksſchulen . §S 2. 82¹

Für die Leistung des in 88 Abs . 2 des Beamten -
rgeschriebenen Eides ist , soweit nicht für be⸗

1 4besondere
gesetzes Ve
stimmte Fälle durch Gesetz oder Verordn
Eidesformeln vorgeschrieben sind , folgende Formel maß -
gebend :

Ich schwöre einen féeierlichen Eid zu Gott , daß ich
alle Obliegenheiten des mir übertragenen Amte
Gesetzen . Verordnungen und Dienstvorschr ent -
sprechend gewissenhaft wahrnehmen will . Ich schçwöre
Treue der Reichsverfassung und der Landesverfassung .
Dies 5 ich , so wahr mir Gott
2. Auf Antr des zu Vereidigenden gemä AEb 177

der Keeüng die Wor JZu Gott “ und „ Dies
schwöre ich so wahr mir Gott helfe⸗ wegzulassen .

Die in den Dienſt neu eintretenden Lehrer haben ſich zur 5des Dienſteides 8 dem Kreisſchulamt am nächſten Be⸗

hörde vorzuſtellen . Da ſich hiebei um die Erfüllung
Dienſtpflicht ha ndelt, hat der Lehrer keinen Anſpruch auf

1Aufwandsentſche ädigung und Reiſekoſtenerſatz .

2. Abſ . 2, Ziff . 1 u. 2 iſt durch die Einreihung der Lehrer
Beamten inſofern gegenſtandslos geworden , als nunmehr die Edsh .
über den Vollzug des Beamtengeſetzes vom 10. Juli — 8SchBOl.
Nr. XVI —und der zu deren Abänderung in der Folge weiter er⸗

gangenen Vorſchriften auf die Lehrer der Volksſchulen im vollen Um⸗

fang Anwendung finden .
Die Ausübung der Jagd gilt nicht als eine genehmigungspflichtige

Nebenbeſchäftigung , ſie kann den Lehrern aber unterſagt werden , wenn
deren Ausübung ſie an der ſſenhaften Wahrnehmung ihrer Amts⸗
pflichten hindert . Zuſtändig das Kreisſchulamt als unmittelbar

vorgeſetzte Behörde .
Bezüglich des S 12 BG. und der § 12

vom 10. Juli 1909 erſetzten VO. vom 27.

1SchBVO . §S 58 Ziff . 2 S. 283.
Die beſonderen 8 ſchriften der Bekanntmachung des

vom 27. Auguſt 1892 ſind durch Bktm . des UM. vom
— ABl . Nr . 1 — ausdrücklich aufgehoben worden .

Hinſichtlich der Verehelichung der Lehrer gelten nunmehr nur

noch die nachfolgenden Vorſchriften der S88 31 u. 32 der Ldsh . VO. vom
10. Juli 1909 .

und 13 der durch die Ldsh . VO.
Dezember 1889 vergl . die Bmkg .

8³I

1. Ein Beamter , der eine eheliche Verbindung eingehen

Will . hat hiervon der unmittelbar vorgesetzten Behörde oder

dem Vorstande der Stelle , welcher der Beamte angehört

mindestens drei Wochen . bevor beim Standesbeamten die

Anordnung des Aufgebots beantragt wird , schrif tliche An -

zeige zu erstatten .
In der Anzeige ist anzugeben : der Vor - und Zuname .

das Alter , der Stand und der Wohnort der Braut oder des

Bräutigams , bei der Braut außerdem der Vor - und Juname ,

Stand und Wohnort ihrer Eltern .
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3. Sofern die Anstellung des Beamten von einer anderen

als der im ersten Absatze bezeichneten Behörde ausgegangen

ist . hat diese Behörde die Anzeige sofort der Anstellungsbe -

hörde . oder bei den landesherrlich angestellten Beaniten

dem vorgesetzten Ministerium im Dienstwege mitzuteilen .

8332

Gibt die beabsichtiste Verehelichung eines Beamten vom

Standpunkte der dienstlichen Interessen à2u wesentlichen Be-

denken Anlaß , so hat die Anstellungsbehörde oder das vor-

gesetzte Ministerium dem Beamten entsprechende Eröffnung

zu machen und 2eeignetenfalls dem unwiderruflich ange⸗

stellten Beamten den Widerruf od die Kündigung Seiner

Anstellung für den Fall in Kussicht zu stellen , daß er die

Ehe dennoch eingeht oder daß infolge der Eingehung der

EFhe sich Unzukömmlichkeiten ergeben würden .

Dienſtbehinderung durch Erkrankung .
3§ 38.

1. Im Falle der Dienſtbehinderung durch Erkrankung haben

die Lehrer der Ortsſchulbehörde ungeſäumt Anzeige zu erſtatten .

Die Anzeige kann ſchriftlich oder durch einen Beauftragten des

Lehrers bei dem Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde mündlich er⸗

ſtattet werden .
2. Der Anzeige iſt ein ärztliches Zeugnis beizufügen , wenn

vorauszuſehen iſt , daß die Dauer der Erkrankung den Zeitraum

von vier Wochen überſchreiten wird ; ein ſolches Zeugnis iſt nach⸗

träglich einzureichen , wenn ſeit Beginn der Krankheit 4 Wochen

umlaufen ſind , oder wenn früher ſchon die Vorlage desſelben von

der vorgeſetzten Behörde verlangt wird .

Die Oberſchulbehörde kann verlangen , daß das Zeugnis von

einem Staatsarzt ausgeſtellt werde .

3 . Desgleichen kann die Oberſchulbehörde die Ausſtellung

eines ſolchen Zeugniſſes verlangen , wenn ein erkrankter Lehret

die Abſicht kundgibt , ſeinen Dienſt wieder zu übernehmen , bei den

Schulbehörden aber gegen die Verwirklichung dieſes Vorhabens
Bedenken beſtehen , ſei es inbezug auf die Leiſtungsfähigkeit des

Lehrers oder in Rückſicht auf eine etwaige Gefährdung des Ge⸗

ſundheitszuſtandes der Schüler .

1. Zu Abſ . 1 SchBVO . §8 14, 57 Seite 252 , 282.

2. Zu Abſ . 2 vergl . Bo . über die Dienſtſtellenausſchüſſe vom

25. Mai 1921 8 3 Buchſt . e Seite 305. Die Vorlage eines bezirtsärzt⸗
lichen Zeugniſſes kann nur durch das UM. , nicht auch durch die Kreis⸗
oder Stadtſchulämter angeordnet werden .

Zu Abſ . 3 vergl . SchAVO . § 16, Abſ . 3 Seite 446. Die Koſten

3810
bezirksärzlliche Unterſuchung hat in dieſem Fall das UM. zu

agen .
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Nach einer allgemeinen Anordnung des UM. kann , ſofern die An⸗

weiſung eines Hilfslehrers für den erkrankten Lehrer nicht nötig fällt ,

die Anzeige an das UM. über die Dienſtbehinderung des Lehrers ſowie

ſpäter die Anzeige über die Wiederaufnahme des Dienſtes ſeitens des

Kreisſchul⸗ oder Stadtſchulamtes unterbleiben . Die Beſtimmung iſt be⸗

ſonders für die Stadtſchulämter von Bedeutung , denen zur Aushilfe für

dienſtbehinderte Lehrer jeweils eine Anzahl Schulvikare zur Verfügung
ſteht .

Fälle ſonſtiger Dienſtbehinderung .
§8 4.

r Dienſtbehinderung haben die Lehrer

der Gründe , um Urlaub nachzu⸗
von dem Kreisſchulrat oder von

gen iſt , ſchriftlich einzureichen ;

Vortrag ( § 38 der Miniſterial⸗

1893 , die Beurlaubung der Lehrer
ingsblatt Nr . II Seite 17) .

für ausreichende Verſehung des

rlaub —beſonders dringende
2. Solau

Dienſtes gege
Fälle ausgenor

3. Von rlaubs durch die Ortsſchulbehörde

iſt durch den beurlaubten Lehrer vor dem Antritt des Urlaubs

oder , wenn dies nach den Umſtänden des Falles nicht ausführ

bar erſcheinen ſollte , unmittelbar nach der Rückkehr aus

dem Urlaub dem vorgeſetzten Kreisſchulrat unter Angabe der

Gründe für die Beurlaubung und der wegen Verſehung des

Dienſtes getroffenen Anordnungen Anzeige zu erſtatten .

SchG . § 33 Seite 54.

Vergl . Bmkg . zu § 33 Seite 54. Ob und inwieweit eine Dienſtbe⸗
freiung israelitiſcher Lehrer in Rückſicht auf rituelle Vorſchriften einzu⸗
treten hat , wird Sache der Würdigung und Entſchließung im einzelnen
Fall ſein ( OSchR . 6. Juni 1906 ) .

Wegen der Dienſtbefreiung der übrigen , namentlich der katholiſchen
Lehrer , aus Anlaß der Teilnahme an kirchlichen Feiern vergl . Seite 438.

Die VO. des Miniſteriums der Juſtiz , des Kultus und Unterrichts

vom 19. Januar 1893 enthält bezüglich der Beurlaubung der Lehrer

folgende Beſtimmungen :

§ 3. Bezüglich der Erteilung von Urlaub für Lehrer an

Volksschulen ist zuständig :

1. bis zu drei Tagen : der Vorsitzende der örtlichen Auf⸗

sichtsbehörde ;
2. bis zu einer Woche : der Kreisschulrat .
An Volksschulen mit drei und mehr Lehrern steht dem

von der Oberschulbehörde bestellten ersten Lebrer die Be -

kugnis zu , den übrigen an der Schule tätigen Lehrern Urlaub

bis zu einem Tage zu erteilen .
34
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raum von einem Tag nicht übersteigende Abwesenheit vom

Dienstort der Beurlaubuns durch den Vorsitzenden der ört -

lichen Aufsicht hörde

§ 6 Dauer der ordnungsmä en Ferien sind

urlaubt zu betrachten .

Gesuche von Lehrern an den Oberschulrat um Ur⸗
13
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Lehrer beſtellt für mit inſofern
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Uurlaub ſelbſt , jkeit nach §8 51

Sch Lehrer , h (wie dies bezüglich

des S rer in Städten der

Fall iſt ),
Hinf ißiger Lehrer zur

Übernahme ei im allgemeinen

nach folgenden Gr
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ſt aatlichen
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ibung einer außer⸗
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Dienſtabweſenheit ohne Urlaub .

ſtattenSftarlten .
10 IAhmpoſenhoithre Abwejenheit

Gehal

N

e genau
Acbehalten oder aber

MIrofre Adreſf

Flir letzteren
das Bürger⸗

Einer Urlaubserteilung
des Amtes als Reich 0

Verf . § 41. Ferner ha St
die Genehmigung dazu erteilt , daß die Vo
Beamtenbundes an den Tagen , an denen der

2Uhr mittagzuſammentritt , den Dienſt um 12 U 0
je nach den Zugverbindungen ent beendigen dü

In den Fällen des Abſ . 1 hat der Lehrer die Anzeige , ſobe
die Tatſache , die ſeine Abweſenheit vom Dienſt t, bekannt

iſt , gehend zu erſtatten . 4 hat der ide der
U

behörde die ihm erſtattete unverzüglich an das Kre
weiter zu leiten .

der die Militärverhältniſſe der Lehrer regelt , iſt gegenſtandslos e

Annahme von Geſchenken .

8 7

und Eltern( 1) Die Annahme von Geſchenken von Schülern Elterr
bildungsſchulbeziehungsweiſe Fürſorgern ſchulpflichtiger und fort
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pflichtiger Kinder , insbeſondere die Annahme der an verſchie⸗

denen Orten des Landes üblichen Neujahrsgeſchenke , iſt den

Lehrern unterſagt .

( 2) Hierdurch werden die
herrlichen Verordnung vom 2¹5

pflichten der Beamten , ſofern dieſelben auf die A

derer „ Ehrengeſchenke “ ſich beziehen , nicht berührt .

Vorſchriften des § 14 der Landes⸗

Dezember 1899 über die Dienſt⸗
nnahme beſon⸗

BG . S 13 VBO . z. BG . 88 38, 39.

Auch das Nachſuchen um die Gewährung von Darlehen oder die An⸗

nahme ſolcher von ſeiten der Eltern von Schülern , iſt mit den dienſtlichen

Verpflichtungen eines Lehrers nicht vereinbar .

Ehrengeſchenke ſind nach 8S 38 VVO . z. BG . ſolche Geſchenke,

„die einem Beamten als Anerkennung ſeiner dienſtlichen Betätigung vol

Perſonen , auch juriſtiſchen , zugedacht ſind , auf die ſich die Amtsgewalt

oder die amtliche Tätigkeit des Beamten erſtreckt oder erſtreckte “.

Beſondere dienſtliche Verpflichtungen .

8§8 8.

1. Den Lehrern wird zur beſonderen Pflicht gemacht , mit

ihren Amtsgenoſſen einträchtig zuſammenzuwirken , den Mitglie⸗

dern der Aufſichtsbehörden mit ſchuldiger Achtung zu begegnen

und den Anordnungen der vorgeſetzten Dienſtbehörden gewiſſen⸗

haft nachzukommen .

2. Sie werden es ferner als ihre Pflicht erachten , bei den

Konferenzen , wo ſolche durch den Rektor oder den erſten Lehrer

abgehalten werden , regelmäßig zu erſcheinen , und ſich angelegen

ſein laſſen , den Zweck derſelben nach Kräften zu fördern .

1. Die Verpflichtung zu einträchtigem Zuſammenleben mit den

Amtsgenoſſen erſtreckt ſich auch auf die Familienangehörigen des Lehrers.

Für Zuwiederhandlungen nach dieſer Richtung iſt der Lehrer verant⸗

wortlich . § 11 SchG . S§ 13, 14, 22, 23, 25. SchBVo . 88 12, 36, 35, 40

2. SchBO0 . §§ 32, 63.

Verpflichtungen bei einem Dienſtwechſel .

§ 9.

ndere Stelle oder derFür den Fall der Verſetzung auf eine a
ihren Dienſt

erſtmaligen Verwendung im Schuldienſt werden ſie

genau auf den von der vorgeſetzten Behörde beſtimmten Tag an⸗

treten und ſofort nach Eintreffen an ihrem Dienſtort bei dem Vor⸗ f

ſitzenden der Ortsſchulbehörde ſich melden . Sie werden demnöchſt NiE9r ,

auch den übrigen Mitgliedern der Ortsſchulbehörde ſowie dent

Kreisſchulrat und dem Vorſtand des Bezirskamtes — ſofern ſe
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nicht bisher ſchon im gleichen Viſitatur⸗ bezw . Amtsbezirke tätig

waren —ſich vorſtellen .

Der Lehrer hat ſich an ſeinem — neuen —Dienſtort womöglich f
zeitig einzufinden , daß er mit dem Unterricht am Morgen des für 1
Dienſtantritt feſtgeſetzten Tages zur geordneten Zeit beginnen kann .

SchBVO . 8S 13
Das Wort „ demnächſt “ bedeutet im Zuſamt menhalt mit de

bar zuvor gebrauchten Wort „ſofort “, daß die weiteren Vorſtelluagen ſi
an diejenige bei

Wäs Vorſitzenden der Ortsſchulbehörde eihen ſollen .
Wenn die Bktm . des UM . vom 22. Dezember 1920 — ABl . 1921 Nr. 1
—die Vorſchrift dahin erläutert , daß dieſe Vorſtellungen „bei gelegent —

her Anwe eſenheit des Lehrers am Dienſtſitz dieſer Behörden erfolgen
ſoll “, ſo hat ſie den durch die Inflation hervorgerufenen Verhältniſſen

Rechnung tragen wollen . RNit dem durch die Vorſchrift urſprünglich
verfolgten Zweck ſteht ſie nicht im Einklang . Die Vorſtellung bei dem

Kreisſchulrat bedeutet für den Lehrer die dienſtliche Meldung bei ſeinem
unmittelbaren Vorgeſetzten . Dieder Vorſchrift gegebene Auslegung macht

Anwendung , abgeſehen da daß ſie ihre Ausführung ins

5 ſtellt , nahezu illuſoriſch .
Umſtänden kommt der Lehrer während ſeiner ganzen Dienſt —

aupt nicht in die für ihn bei der dermaligen Ausdehnung dder

ntsbezirke vielleicht ſo weit entfernte Stadt , daß er die Hin⸗ und
reiſe kaum an einem Tag ausführen kann , oder aber er kommt zu

einer Zeit dahin , z ( an einem Sonn⸗- oder Feiertag ) ſeine Vor⸗

ſtellung bei dem K t nicht ausführen kann . Die Anpaſſung der

Vorſchrift an die heutigen Verhältniſſe würde bedingen, daß der Kreis⸗

ſchulrat dem Lehrer den Zeitpunkt für die Vorſtellung beſtimmen und
ihm gleichzeitig den dazu notwendige n Urlaub bewilligen würde . Dabei

roßen Entfernungen dem Lehrer Erſatz
Von der Arnwendung der Beſtim⸗

enſtliche Tätigkeit an der Schule von vorn⸗

herein eine zeitlich kurz beſchränkte iſt , zönnte abgeſehen werden . Ai

könnte es ins Ermeſſen des Kreisſchulrats geſtellt werden , ob er von dem

Verlangen der Vorſtellung im Einzelfall glaubt Umgang nehmen zu
lönnen .

Der Beſuch bei dem Bezirksamt kann ſchon deshalb eher bis zur

gelegentlichen Anweſenheit in der Amtsſtadt , abgeſehen daß dieſe für den

Lehrer in den meiſten Fällen leichter zu erreichen iſt , als der Sitz des

Kreisſchulrats , verſchoben werden , weil ſich in den dreißig Jahren ſeit

Erlaſſung der VO. infolge des verwaltungstechnif chen Ausbaues des

Kreisſchulamtes die dienſtlichen Beziehungen der Lehrer zu dem Bezirks⸗
amt gelockert haben

m unmittel

mung auf Lehrer , deren d

Haftung der Lehrer für das Schulinventar .

§ 10 .

1. Die Lehrer haften für die beim Dienſtantritt aufgrund

eines geordneten Verzeichniſſes von ihnen übernommenen Ge⸗

brauchsgegenſtände und Lehrmittel . Sie werden daher von etwa⸗

igen Veränderungen im Beſtande dieſer Gegenſtände der Orts⸗

ſchulbehörde jeweils ſofort Mitteilung machen .
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2. Beim Abaang von der Stelle hat der Lehrer die bisher

von ihm verwalteten Gebrauchsgegenſtände und Lehrmittel auf⸗

grund des Verzeichniſſes , des weiteren die von ihm geführten

Liſten und Schulakten und dergleichen der tsſchulbehörde zu⸗

rückzuſtellen , die dann ihrerſeits für die Ubergabe an den Nach⸗

folger Sorge tragen wird .

SchO . § 72. § 33. VO. über die Dienſtſtellenausſchüſſe vom

25 . Mal 1921 8

Lebenswandel der Lehrer .

8 11.

Die Lehrer werden eines in ſittlicher wie religiöſer Beziehung

iadelloſen Lebenswandels ſich befleißigen und darüber wachen ,

daß dies auch vonſeiten ihrer Familienangebörigen geſchieht .

Ferner werden ſie darauf Bedacht nehmen , inen geordneten

Haushalt zu führen , ihren Zahlungsv erbin dlick keiten pünktlich

nachzukommen und leichtſinniges Schuldenmachen zu vermeiden .

Der Lehrer ſoll 8 in ſeinem Lebenswandel für die Schüler vor⸗

bildlich ſein . Sch .§ 35. UPlan 8 6.

Nichtplanmäßige Lehrer .

812

Lehrer in nicht etatsmäßiger Stellung ( Unterlehrer , Hilfs⸗

lehrer , Schulverwalter ) unterſtehen h inſichtlich ihg

Ditenſtfühtungzünd ihres Verhaltens der Auf⸗

ſicht des ( erſten ) Hauptlehrers .

Innerer und äußerer Schulbetrieb .

8 13

1. Die Lehrer werden bei Erteilung des Unterrichts den vor⸗

geſchriebenen Stunden - und Lehrplan genau einhalten , auf den

Unterricht , ſowohl was den Lehrſtoff , als die Methode anlangt ,

ſich gewiſſenhaft vorbereiten , die ihnen obliegenden Korrekturen
pünktlich beſorgen und durch fortgeſetzte Weiterbildung ihre Arbeit

ſo fruchtbar als möglich zu machen ſich beſtreben . Insbeſondere
ſie eingehende Verttanthe mit den Verordnungen über

den Lehrplan ſich angelegen ſein laſſen

2. Sie werden i nsbeſondere auch die etwaigen Aueſtel

zu denen ihr Unterrichtsverfahren bei der Prüfung der Schul

durch die ſtaatlichen An fſichtsbeamten Anlaß geboten , wie ddie heer⸗
bei ihnen erteilten Ermahnungen und Wirike gewiſſ ſenhaft beach⸗

ten und für den Unterricht nutzbringend zu verwerten ſuchen .
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Liſten und ſonſtigen Verzeichniſſe ,

n werden ſie ſorgfältig und gewiſſen⸗

der in gewerblichen
er Wiederimpfpflichtigen Schüler Seite 473.

SR

zur feſtgeſetzten Zeit und zwar

en Gebet oder religiöſen Geſang be⸗

en werden
it der Lehrer ausſchließlich der

jeder anderweitigen Beſchäfti⸗

und dritten Unterrichtsſtunde findet
0. 8 1 L

eine Pauſe von 10 —15 Minuten ſtatt . Der Lehrer iſt verpflichtet ,
f

Wo an einer Schule mehrere Lehrer

geſtellt ſind , n überlaſſen , in der Aufſichtsführung

itſprechend a Kommt eine Vereinbarung hierüber

nicht zuſtande , wird die Reihenfolge von der Ortsſchulbehörde

beſtimmt .
((e) Der Lehrer ſoll mindeſtens 10 Minuten vor Beginn des

Unterrichts im Schulzimmer anweſend ſein und dasſelbe am

Schluß des Unterrichts erſt nach den Schülern verlaſſen .

hiebei die Aufſich

1. Zu Abſ . 1 hat das UM. ſich über das Schulgebet bei Verbe⸗

ſcheidung einer ihm zugegangenen Beſchwerde mit Erlaß vom 7. Oktober
1911 wie folgt ausgeſprochen .

Diese Bestimmung gilt nicht nur für Schulen mit

Kindern eines Bekenntnisses , sondern auch für konfessionell

gemischte Schulen . An den letzteren wWird jeder Lehrer

Gebete verwenden , die keinen Spezifisch konfessionellen

Gharakter haben . Dagegen kann aus dem Charakter der

Volksschule als einer konfessionell gemischten Anstalt nicht

gefolgert werden , daß beim gemeinschaftlichen Gebet die

Schüler der einen Konfession hinsichtlich der äuberen Ge -

betsformen nach den in dieser Beziehung für die

Schüler der anderen Konfession bestehenden Vorschriften

sich zu richten haben . Der Schule als solcher steht ein

Recht der Einwirkung in dieser Beziehuns überhaupt nicht

zu : sie kann deshalb auch nicht verlangen . daß bei dem ge -

meinschaftlichen Gebet von den einzelnen Schülern die für

ihr Bekenntnis gültigen und im Religionsunterricht ihnen be -

zeichneten äußeren Formen nicht beachtet werden . “

Von diesen von der früheren Oberschulbehörde stets

kestgehaltenen . in den gesetzlichen Bestimmungen begründe -
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Anschauungen abzugehen , liegt für uns nach sorg -

ler Sachlage ein Anlaß nicht vor . “

Hiernach wolle dem Lehrer X. entsprechende Weisung

erteilt werden . Daß dies geschehen , ist dem Beschwerde - ⸗

führer mit dem Anfügen zu eröffknen , daß wir uns nicht für

zuständig erachten könnten . die katholischen Lehrer und

die katholischen Schüler anzuweisen , beim Schulgebet in ge⸗

mischten Schulen sich des bei den Katholiken üblichen

Kreuzz eichens zu enthalten . “

Wird der Unterricht mit einemer eligiöſen Geſang eröffnet ,

ſo ſind auch hiefür Lieder zu wählen , die keinen konfeſſionellen Charakter

haben , bezw . bei keinem der beiden vorwiegend in Betracht kommen⸗

den Bekenntniſſe als kirchliche Lieder in Übung ſind .

2. Unter das Verbot des Abſ . 2 fällt au

beſſerung von Aufſätzen während d Unterrichte

3. SchO . § 41. Abſ . 2. VoO. über die Dienſtſtellenausſchüſſe vom

25. Mai 1921 Sa .
Die Beſtimmung über die Aufſichtsführung in den Pa Uſen iſt

lediglich der Ausfluß einer dem Lehrer allgeinein obliegenden Verpflich⸗

beſtimmt , die etwa beſtehende Auffaſſung , daß die

hrung ſich nicht auf die Pauſen erſtreckt , als un—

ten
kältiger Prüfunge

und Ver⸗

tung . Sie iſt
Pflicht zur Au
richtig zu kennzei

Die Pflicht Aufſichtführung gehört zur Sorge für die

Perſon des Kindes , die dem Inhaber der elterlichen Gewalt zukommt.
otenen Zuführung des Kindes durch die Eltern
i weilens des Kindes in der

Schule die Pflicht zur Aufſichtsführung kraft Geſetzes auf die Schule

und ihre Organe , in dieſem Falle die Lehrer , über . Die Verpflichtung

erſtreckt ſich auf alle Veranſtaltungen der Schule , ſonach auch

auf Schulausflüge , Wanderungen , Schulfeſte , die unter Leitung des

Lehrers unternommen oder abgehalten werden . Die aus dieſer Ver⸗

pflichtung für die Lehrer ſich ergebende Haftung richtet ſich nach dem

bürgerlichen Recht , und zwar nach §S 832 BGB . , der lautet :

8 832

Wer kraft Gesetzes zur Führung der Aufsicht über eine

Person verpflichtet ist , die wegen Minderiähriskeit oder
Kkörperlichen Zustandes der Beaufsichtigung bedarf , ist Zum

Ersatze des Schadens verpflichtet , den diese Person einem

Dritten widerrechtlich zufügt . Die En atzoklicht tritt nicht

ein . wenn er seiner Aufsichtspklicht genügt , oder wenn der

Schaden auch bei gehöriger Aufsichtsführung entstanden

sein würde .

Die gleiche Verantwortlichkeit trifkt denjenigen , Weleber
die Führung der Aufsicht durch Vertrag übernimmt ,

3

Für die Anwendung dieſer Beſtimmung ſind
f ˖ Zeſi kteBeſt nd folgende Geſichtspun

maßgebend :
̃ g ſind folger ſichtsp

6
Die ſchädigende Handlung muß von einem Schüler ausgehen ;

ob dieſer nach ſeiner Perſönlichteit einer beſonderen Aufſicht bedarf oder

nicht , iſt rechtlich bedeutungslos .
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Der Schaden muß einem Dritten zugefügt werden . Der Dritte
kann ein Schüler oder eine ſonſtige Perſon ſein (3. B. Steinwurf eines
Schülers ) .

Ddie Handlung muß objektiv widerrechtlich ſein ; dies iſt ſie
dann, wenn die Befugnis dazu fehlt oder wenn die Grenzen der Befug⸗
nis dazu überſchritten werden . Daß der Schüler ſchuldhaft — vorſätzlich
oder fahrläſſig —, gehandelt habe , iſt nicht erforderlich . Die Haftung
wird auch dadurch nicht ausgeſchloſſen , daß der Schüler , weil er ( wegen
Nichtvollendung des ſiebten nn wegen Mangels der „zur
Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderlichen Einſicht “ BGB . 828 ) für
die Handlung nicht haftbar gemacht werden kann .

Ddie Handlung muß Schaden verurſachen , d. h. ſie

Folge haben , daß für den davon Betroffenen bezw. deſſen

pflichtigen beſondere Aufwend gen e oder daß er in

werbstätigkeit bezw . Erwerbsfä vorübergehend oder

31 wird.
Die Erfſatzpflicht ſetzt ein erſchu auf Seiten des Le

voraus ; ſie iſt daher ausgeſchloſſ 1 Lehrer
ſ

Au

pflicht
85

oder wenn
endbar geweſen wäre .

beiden Ballen dem Leh
Art und Umfang der

Eigenart der Schüle
Schülern zu ſchlechten
( RGR. ) Der Lehrer wird
wenn er das tut , was ma
Verkehrsanſchauungen vor
und Wiſſenſchaft beſteh
rungen an den Lehrer
dürfen . So wurde z. iftung eines

Klaſſe noch eine andere Klaſſe zu beaufſichtigen u

ſichtsführung einem Schüler übert
1185

hatte , dafür , daß in dieſer
ein Schüler durch das

Schlend
en einer Stahlfeder verletzt wurde , vom 9

verneint . Ein Lehrer ,der b n Schülern das Mit⸗

1r
de

abu

fſi ich t wird
ten haben .

i ing
Hinſicht ni

8
110 Schuldusflug den

bringen von Schießwaffen verboten und dieſes Verbot beim Antritt

Ausflugs , vielleicht noch mit der Aufforderung zur Ablieferung einſchärft
haftet nicht , wenn ein Schüler während des Ausflugs einen andern durch

Schießen verletzt . Wohl aber haften in einem ſolchen Fall unter 1

ſtänden die Eltern des Schülers , weil ſie ihm die Schußwaffe haben 1

nehmen laſſen , wegen Vernachläſſigung ihrer Aufſichtspflicht .
Die bloße Möglichkeit , daß der Schaden auch bei genügende

Rufſichtsführung entſtanden wäre , befreit von der Haftung nicht. Die

Vorſchrift des § 832
bezieht ſich nur auf die Haftung für 3 Schaden ,

den ein Schüler einem Dritten zufügt .
Für den Schaden , den ein Sech üler infolge mangelnder Auf

durch den Lehrer ſich ſelbſtezufügt , haftet der Lehrer unter dem G

5 der Verletzung ſeiner Amtspflicht . Hierüber beſtimmt
839 BGB .

nder

ο 839 .

Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder fahrlässig die ihm

einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht . S0 hbat e

dem Dritten den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen .
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Fällt dem Beamten nur Fahrlässigkeit zur Last , so kann er

nur dann in Anspruch gnommen Werden . , wenn der Verletzte

nicht auf andere Wei

Die Beſtimmung des 8 839 bezieht ſich nur auf die Fälle der Ver⸗

letzung einer Amtsp flicht , d. h. derjenigen be ſonderen Pflich⸗

ten , die einem Beamten als Träger der öffentlichen Gewalt gegenüber

Perſonen obliegen . auf die ſich ſeine Amtstätigkeit erſtreckt . Nicht unter

die Vorſchrift fallen hiernach diejenigen Beſtimmungen des BGB. , die

eine Handlung oder Unterlaſſung aus allgemeinen Geſichtspunkten für

unerlaubt und zur Schadloshaltung verflichtend erklären . Ebenſo fällt

nicht unter die Beſtimmung die Verletzung einer Amtspflicht , die mit

öffentlicher Str afſe bedroht iſt . ( 8 823. )

Die Verletzung der Amtspfli muß eine vorſä hee, d. h. be⸗

wußt gewollte , oder eine fah äſſige ſein . Fahrläſſigkeit liegt vor,

„ wenn Jemand die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt '

( BGB .§ 276.)
Die erforderliche Sorgfalt iſt beachtet , wennnach dem natürlichen

Verlauf der Dinge erwartet werden kann , daß die Handlung einen

Schaden nicht herbeiführen wird . Fahrläſſigkeit liegt z. B. vor , wenn

der Lehrer beim Turnen und Spielen die Vorſichtsmaßregeln

unterläßt , keine Hilfsſtellung anordnet , beſ äte verwendet , bei

der Aufſtellung der er zu Freiübungen ke genügenden Abſtand

einhält uſw . Iſt in einem ſolchen Fall der dem üler erwachſende

Schaden kein unmittelbarer , ſondern durch einen Mitſchüler veranlaßt ,

ſo fällt dieſe Beſchädigung trotzdem nicht unter § 832 , ſondern , weil ſie

durch Verletzung einer Amtspflicht verurſacht iſt , unter § 839. Der

Lehrer handelt auch fahrläſſig , wenn er bei einer an ſich erlaubten

Züchtigung ein ſchadhaftes Stöckchen verwendet , das abgeſplittert und

den Schüler verletzt , oder wenn er dabei in der Aufregung einen daneben

ſitzenden Schüler beſchädigt . Fahrläſſigkeit liegt auch vor , wenn der

Lehrer beim Vollzug der Strafe der Einſperrung die in SchO. 8 66

Abſ. 2 vorgeſchriebene Nachſchau unterläßt oder den Schüler über die

zuläſſige Zeit zurückbehält und dadurch eine geſundheitliche Schädigung
des Schülers verſchuldet . Unter Umſtänden kann derjenige , dem dieVer⸗

letzung der Amtspflicht einen Schaden bringt , nicht ein Schüler , ſondern

eine ſonſtige Perſon ſein , ſo — nach einer Entſcheidung des RGR.
—wenn der Lehrer entgegen beſtehender Vorſchrift die Schüler aul

einem öffentlichen Weg oder Platz Fußball ſpielen läßt und dabei ein

Vorübergehender verletzt wird .

Dagegen hat das RGR ausgeſprochen , daß noch keine Fahrläſſigkeit

vorliegt , wenn der Lehrer ein Spiel der Kinder , bei dem ſie zuſammen⸗

ſtoßen und ſtürzen können , nicht verhindert . Die entfernte Mög⸗

lichkeit einer Schädigung braucht überhaupt nicht in Betracht ge⸗

zogen zu werden .
Sowohl bei der vorſätzlichen wie bei der fahrläſſigen Verletzung der

Amtspflicht tritt für den dadurch verurſachten Schaden zunächſt , vor⸗

behaltlich des Rücke auf den Beamten , der Staat ein. Das Geſetz
vom 17. Juni 1899 über die Ausführung des BGB . beſtimmt hierüber :

Ersatz zu erlangen vermag

Art . 5

Verletzt ein Beamter des

anvertrauten öffentlichen Gev
its in Ausübung der ihm

ch oder fahr⸗
VOITS



die ihm einem
so trifft dem

Drit

Geèesetzbuch lichkeit an
des Beamten den Staat .

Soweit nicht die Amtshandlung eines der
streitigen oder

iwilli Gerichtsbarkeit ii! steht ,
ist die nach ige Verfolgung des Staates im

8Falle des Ve us des dem Beamten vorgesetzten Mini -
steriums an die Vorentscheidung des Verwaltungsgerichts -
hofs gebunden . Das Verlangen kann nur solange gestellt
werden . als in dem gerichtlichen Verfahren ein landgericht -
liches Urteil noch ht verkündet ist .

Soweit der Staat in diesen Fällen den Beschädigten be —
friedigt . geht die Forderung auf den Staat über .

über die Haftung des Lehrers im Falle der überſchreitung des

Züchtigungsrechts vergl . § 23.
4. Die Nichtbeachtung der Vorſchrift desAbſ . 4 macht den Lehrer

unter Umſtänden für etwaige in ſeiner Abweſenheit vorkommende Unge⸗
hörigkeiten haftbar . Vergl . auch SchO . § 60.

Außeres Auftreten des Lehrers in der Schule .

8123

Der Lehrer ſoll in geordneter Kleidung vor den Schülern er⸗

ſcheinen und während des Unterrichts einer würdigen Haltung
ſich befleißigen . Er hat aus dem Unterricht ſorgſam alles fern⸗
zuhalten , was die Aufmerkſamkeit der Schüler zu beeinträchtigen
oder abzulenken geeignet wäre .

Der Lehrer ſoll durch ſein äußeres Auftreten den Seh ülern ein gutes

Vorbild geben und auch die für eine gedeihliche Wirkſamkeit unentbehr⸗
liche Achtung der Schüler nicht gefährden . SchV . § 59.

Sorge für das körperliche Wohl der Schüler .

§ 16 .

Dem körperlichen Wohl der Schüler iſt die gebührende Sorg⸗
falt zuzuwenden , auf richtige Körperhaltung derſelben beim Leſen .
Schreiben , Zeichnen und Singen uſw . genau zu achten. Insbe⸗
ſondere iſt für geſundheitsfördernde Lufterneuerung im Schul⸗

zimmer und im Falle der Heizung für eine angemeſſene Luft⸗
wärme ( von 14 oder 15 0 B. ) , für die richtige Verteilung des Lich⸗
tes uſw . Sorge zu tragen . Auch hat der Lehrer darüber zu wachen .
daß die Beheizung und Reinigung der Schulräume von den hier⸗

für beſtellten Perſonen gewiſſenhaft beſorgt werde .

Schd . 88 72, 77. SchBVo . 88 35, 36. SchAVO . §8 4 und 12.
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Handhabung der Schulzuchl .
8§ 1

Die Schüler ſind ſtreng zur Befolgung der in ihrer Schul⸗

ordnung ( Schulgeſetzen ) § 39 Ziffer 2 der Schulordnung —

gegebenen Vorſchriften anz
zuhalten und zwar in einer Weiſe , daß

ihnen Reinlichkeit und Ordnung , Ruhe und Aufmerkſan keit ,

Friedfertigkeit und d Verträgl lichkeit , Freundlichkeit und Gefällig⸗

keit , Artigkeit und Anſ indigkeit , Fleiß und Ausdauer , Frömmig⸗

keit und Ge wiſſenhaftigkeit , Wahrhaftigkeit und Gehorſam zur

freudig geübten Gewohnheit werden .

SchG . 8S 35. SchO . 88 59 —69 .

Verhalten der Schüler außerhalb der Schule .

§ 18.
AIEhalbAuch das jugend außer

0 fiſt oſoweit dasſelb mer der

Lehrers komnit , en Gegenſtand der p

achtung und Beurteilung des Lehrers .

SchO . § 68.

Vorbildliche Führung der Lehrer .

( 1) Die Mittelzur B Jeiner guten Schulzi
fen alsder Lehrer wenige in ungen und

eines eigenen Auftrtr 6

( 2) Vor allem wird er ſein Benehmen ſo einrichten , daß

den Schülern zum Vorbild dienen kann . Er wird durch

unbeſcholtenen , ndee. Achtung und

ſehen bei den
ifeſten Leben

die Neigung zur Ordn Unfle

ſchon durch einfach
he Belehrung und Erm in S

halten in der Lage ſein wird . Durch eine

Ernſt mit Milde und Freundlichkeit verbin 2

weiſe der Kinder wird er deren Liebe und rauen zu gewinnen
ſuchen und die ihm anvertraute Jugend hierdurch zu freiwilliger

Folgſamkeit und freudigem Gehorſam anzuleiten ſich beſtreben .

WVerf . Art . 148 Abſ . 1. SchG . § 35. SchO . 8§ 59.

Behandlungs8.

Schonung des Gefühlslebens der Schüler . 915

8 20 .
ut

„ Die Lehrer werden in ihren Auß

meiden , was in ſittlicher und religiöſer §
erungen alles ſorgfältig ver⸗

inſicht bei den Schülern
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Anſtoß erregen könnte ; ſie werden durch ernſte und würdige Be⸗

handlung des Lehrſtoffs verhüten , daß irgendwie in der Vorſtel⸗

lung der Schüler unreine Bilder geweckt oder die Ehrfurcht vor

Gott und dem Heiligen beeinträchtigt wird .

WVerf . Art . 148 Abſ . 2. SchG . §S 34.

Gleichmäßige Behandlung der Schüler .

8 21 .

Es wird den Lehrern zur ſtrengen Pflicht gemacht , in der Be⸗

handlung der Schüler mit gewiſſenhafter Unparteilichkeit zu ver⸗

fahren . e ſollen nicht durch ungehörige Rückſichten — wie z. B.

auf Familienverhältniſſe , auf geiſtige Begabung der Kindee !

ſich verleiten laſſen , mit einem Teil derſelben ſich mehr oder

weniger abzugeben als mit anderen ; ſie werden insbeſondere

weniger begabten Schülern gegenüber mit liebevoller Ausdauer
8 enmerk darauf richten , die große Mehr⸗verfahren und ihr Ar

näßig durchzubilden . Bei Belohnungen undheit der Schüler gleichn
Veſtrafungen werden ſie ohne Anſehen der Perſon die ſtrengſte

Gerechtigkeit walten laſſen .

SchV . §S 50, 51. Belohnungen an einzelne Schüler für be⸗

ſonders gute Leiſtungen ſieht die Scho . nicht mehr vor . Sie ſchließt

aber die Abgabe von Bildchen ode Schriftchen an die Schüler zu ſolchen

Zwecken nicht aus , macht ſie aber von der Genehmigung durch das Kreis⸗

ſchulamt abhängig . SchO . § 63 Abſ . 1.

Strafen .
8 . 22 .

( ) Bei der Anwendung von Strafen iſt auf das Alter , das

Geſchlecht , die natürlichen Eigenſchaften , die Bildungsſtufe und

den Geſundheitszuſtand der Schüler Rückſicht zu nehmen .

( 2) Als Strafen dürfen nur die in § 8 41 und 42 der Schul⸗

ordnung bezeichneten zur Anwendung kommen . Alle anderen

Arten von Strafen ſind unterſagt . Insbeſondere hat der Lehrer

aller Drohungen , Schelt⸗ und Schimpfworte , ſowie verletzenden

Spottes ſich zu enthalten .

1. Die Strafe ſoll dem Verſchulden des Schülers angemeſſen
ſein . Ob und inwieweit ein ſolches Verſchulden überhaupt vorliegt , iſt

beſonders auch unter Berückſichtigung der pfychiſchen Veranlagung und

der häuslichen Verhältniſſe des Schülers gewiſſenhaft zu prüſen .

2. SchO . §8 64 —67 . SchelVO . § 12.
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¹

Körperliche Züchtigung .
8 23

Die Strafe der körperlichen Züchtigung darf nie wegen

ſondern nur wegen beharrliechen böswilligen

beſonders unartigen Verhaltens in oder

pottung des Lehrers , Roheit , Unſitt⸗

Tierquälerei uſw . ) in Anwen⸗
0

ebei einer ( gebun⸗

( 1)
bloßen Unfleißes ,

Widerſtandes oder wegen

ßer

er Sh jüler

Schlagen auf den

den Haaren oder
Kopf
Ohrer

letzende

es Kindes ver⸗
und der⸗

für befugt er⸗
Nichtbeachtung

ein Schaden
ung des Lehrers . 8 8²³3

hl 65BGB . beſt

Wer vorsät
Körper , die Gesundhei
ein sonstiges Recht eine
ist dem andere zum
Schadens verpfl

Die gleiche Verpflichtung trifft der

gegen den Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz

verstöht . nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß

len möglich , 80
chuldens ein .

auch ohne Verse
nur im Falle des

„ fahrläſſig “ vergl . die

Bedeutt
8 von „ wider⸗

iſtSchadens
bei gehöriger Ub

( Bad . Rechtspraxis
ch

Gefäh
1

5 die
904 211) .

Der Schaden m
genügt , daß er die , we

ſein . Dazuaus der Verletzung entf
mit⸗

auch erſt durch andere Umſtände ver
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e unmittelbare und notwendige Folge
Das ſchädi⸗
mitwirken⸗

üler in der

telte Folge der Handlung 895di
braucht er nicht zu ſein ( Bad. Rechtspraxis 05, 13, 01, ?

gende Ereignis braucht nur n ,
e der mehreren zum

E

den Urſachen zu ſein . rkrankt oder ſtirbt

Folge , ſo ſchließt die daß die Krankheit einer vor⸗

handenen Veranlagung auch ohne die körper Züch eingetre
wäre , die Haftung nicht aus . ( RGR. ) Sörgel BGB 63

erhalten , erkrankt hierauf an

keite daran .
hat einen 0

2 nhar iten ung und

ſonderen Gef fahren ,
des BGB. über die Haftung f

von ve
l

noch
beſonde

Ddie Haftung bewegt
innerhalb auch
geltenden Rechts . Wol
Mahnung zur genauen
Dienſtvorſchriften .

j rnſte
der beſtehenden

Kollegiales ZJuſammenwirken der Lehrer .

Die
lich der
nehmen ſetzen, d
eine gleichmäßige
gleichen Grundſe

Lehrer von den

SchBVo. 25. Mai

10215

behandelte die Beaufſichtigung
Anſchluß an die Vorſchrift des

8
4

Februar 1894 . Er iſt mit der Aufh
die Schulordnung vom 12. Dezember

Ramhaftmachung der in der Diaſpora wohnenden Schüler an die Kir

behörden .
828

Wenn eine Volksſchule von Angehörigen eines Bek

beſucht wird , für welches am Schulort Religionsunter

erteilt wird , haben die Lehrer dem Geiſtlichen . zu deſſen Pfarr

bezirk die betreffenden Schüler bezw . deren Eltern oder Fi 110
zugeteilt ſind , von dem Ein⸗ und Austritt ſolcher Schüle , jeweils

ſofort — unter Beifügung von Namen und Stand der Eltern be⸗
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vortlichen Fürſorgers Anzeige zu er⸗
ziehungsweiſe des verantt

der hierdurch etwa erwachſenden Koſten
ſtatten . Für den Erſatz
iſt von der Ortsſchulbehörde Sorge zu tragen .

Vergl . SchG . § 35 Seite 61.

Verbindung mit dem Elternhaus .
8 21

Da die Mitwirkung des Hauſes für Erfüllung der Aufgabe

der Schule von großer Bedeutung iſt , ſollen die Lehrer ſich ange

legen ſein laſſen , zur Förderung der Zucht und des Fleißes der

Schüler , ſo oft es angemeſſen erſcheint , mit den Eltern oder Für

ſorgern ſich ins Benehmen zu ſetzen .

Schd . Ss 50, 51, 52, 64, 65.

Es wird ſich empfehlen , zur Anbahnung engerer Beziehungen zwi⸗

ſchen Schule und Elternhaus auch für die Volksſchule zeitweilig Eltern⸗

abende zu veranſtalten , wie ſie in der Bktm . des UIM. vom 28. April

1920 — ABl . Nr . 18 —für die höheren Schulen vorgeſehen ſind .

Verwendung von Schülern für Privatzwecke .
828

( ) Die Verwendung von Schülern und Schülerinnen , welche

nicht zum Hausſtand des Lehrers gehören oder in ein dauerndes

Dienſtverhältnis zu deſſen Familie getreten ſind , zur Beſorgung

häuslicher oder landwirtſchaftlicher Arbeiten für den Lehrer iſt

unterſagt .
( 2) Zu ſonſtigen Dienſtleiſtungen wie Botengängen —

hrer für ſeine Privatzwecke nur in
WEdürfen Schulkinder von dem Le

dringenden Fällen ſowie nur dann , wenn eine andere geeignek

Perſon ihm hiefür nicht zur Verfügung ſteht , und nur mit aus⸗

drücklicher Gutheißung ihrer Eltern beziehungsweiſe Fürſorgel

verwendet werden . Die Kinder dürfen dabei jedenfalls den

Unterricht nicht verſäumen .

Die Beſtimmung bezweckt zu verhindern , daß der Lehrer ſeine
Autorität gegenüber den Schülern für ſeine eigenen Zwecke mißbraucht.

Durch Runderlaß des vorm . OSchR . vom 26 . Februar 1904 iſtdie
Verwendung von Schülern auch zur Verbringung der Brennmaterialien
der Schule an ihren Verwahrungsort ( Speicher , Keller , Holzremiſe ) in

Auftrag des Lehrers oder der Ortsſchulbehörde unterſagt .

Dienſtlicher Verkehr der Lehrer mit den ſtaallichen Aufſichtsbehörden .

§ 209.

( U Im dienſtlichen Verkehr mit den ſtaatlichen Schulauffichts
behörden haben die Lehrer der Vermittelung der Ortsſchulbehörde

NNIeW0. 8N. N
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ſich zu bedienen . Sie haben daher Eingaben , Berichte , Anzeigen
den Krcisſcht man die Oberſchulbehörde dem Vorſitzen⸗

ür Weiterleitung zu übergeben .
˖ hievon ſind Schriftſtücke , welche eine Be⸗

Dienf 5 ig oder eine Anordnung der Orts —
V tzenden derſelben enthalten , oder be⸗

Vorlage durch allgemeine Verord —
im einzelnen Fall durch Ver⸗

beranlaßt 5 Des weiteren iſt
Entſecheidung in der Sache zu⸗

dann ſtatthaft , wenn aus 991 durch Beachtung
weges entſtehenden Verzögerung ein erheblicher Nach⸗

ircle n ſtände . Im teren Falle iſt die Nichtbeachtung
8 inder Eingabe jeweils beſonders zu begründen .

nungen des vorſtehenden Abſatzes finden ſinn⸗

ndi ung bezüglich der unmittelbaren Vorlage an die

es ſich um Schriftſtücke handelt , die zu⸗
tlrat einzureichen wären .

behörde, ſof
dem Kreisf

1. Staatliche Schulaufſichtsbehörde iſt auch das Be⸗
zirksamt , ſoweit es ſich um Angelegenheiten der Schule handelt , deren

Regellung zur Zuſtändigkeit dieſer Behörde gehört .
Dienſtliche Eingaben an ſonſtige ſtaatlichſe oder an kirchliche

örden ſind an das Kreisſchulamt zur Weiterleitung vorzulegen .
Die Ortsſchulbehörden ihrerſeits haben die ihnen zur Er —

öffnung an die Lehrer eber Verfügungen der Schulauf⸗
ſichtsbehörden den Lehrern i in Abſchrift oder in Urſchrift ver⸗

zugehen zu laſſen . Den Lehrern ſteht es f10 von einer
urſchriftlich mitgeteilten Verfügung Abſchrift zu nehmen . Die Verfügung

1 iſt an die Ortsſchulbehörde zum Anſchluß an die Akten zurückzu⸗
geben.

Wo ein Schulleiter oder erſter Lehrer beſtellt iſt , geht Rie Vermitte
lung des dienſtlichen Verkehrs durch dieſen . SchBVO . 88 43, 45, 47.

Beſondere Vorſchriften für nichtplanmäßige Lehrer .

8 30

(1) Lehrer in nicht etatmäßiger Stell ung ( Unterlehrer , Hilfs⸗
lehrer , Schulvern valter) haben Eingaben und Anzeigen an die

Erteſchulbebörde wie an die ſtaatlichen Aufſichtsbehörden dem

lerſten ) zur Weiterleitung zu übergeben . 5
2) Dieſe Vorſchrift erleidet eine Ausnahme nur , ſofern es ſich

um eine Beſchwerde gegen den lerſten ) Hauptlehrer handelt .

SchBBO . 88 43, 45, 47
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